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A. Problem 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft hat dem Rat 
den Vorschlag eines Beschlusses über ein Aktionsprogramm 
der Gemeinschaft zur Aus- und Weiterbildung im Technolo-
giebereich vorgelegt. Das Programm soll bestehende Pro-
gramme der Gemeinschaft zur Einführung der neuen Techno-
logien im Bereich der Berufsbildung und des allgemeinen Bil-
dungswesens ergänzen und gewährleisten, daß neben die 
zahlreichen bereits entwickelten technologischen Fachpro-
gramme die für deren Durchführung unentbehrliche Weiter-
entwicklung der berufsfachlichen Qualifikationen tritt. 

Das Programm sieht Maßnahmen auf folgenden Feldern vor: 

— Ausbau eines europäischen Netzes von Ausbildungspart-
nerschaften zwischen Hochschule und Wirtschaft (Organi-
sation von Praktika, Austausch von Personal, grenzüber-
greifende Kooperationsvorhaben); 

— Förderung des Austauschs von Studenten, Hochschul-
lehrern und Fachkräften aus der Wirtschaft durch Zu-
schüsse; 

— Planung und Erprobung gemeinsamer Fortbildungsmaß-
nahmen von Firmen und Hochschulen im Bereich der 
neuen Technologien; 
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– Entwicklung von Multi-media-Unterrichtssystemen, bei de-
nen neue Informations- und Kommunikationstechnologien 
eingesetzt werden; 

— Austausch von Informationen und Erfahrungen. 

B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, das Programm — in der veränderten 
Form, die es seit seiner Vorlage auf Grund der Beratungen auf 
nationaler und internationaler Ebene erhalten hat — zu un-
terstützen. Die generellen Zielsetzungen des Programms ent-
sprechen denen des Bundes und der Länder und sehen in der 
Verbindung grenzübergreifender Austauschmaßnahmen zwi-
schen Hochschule und Wirtschaft eine bisher nicht hinrei-
chend abgedeckte europäische Komponente dieser Zusam-
menarbeit vor. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der Umsetzung 
des Programms die in der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses formulierten Maßgaben zu beachten. 

Mit Mehrheit beschlossen. 

C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat sich der Stimme enthalten; nach 
ihrer Auffassung ist eine kurzfristige Beschlußfassung des 
Bundestages über das vorgelegte Programm angesichts einer 
Reihe ungeklärter Fragen nicht vertretbar. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnt das Programm ab, da sie in ihm eine Bestär-
kung der Ausrichtung der Hochschulen auf die wirtschafts-, 
export- und hochtechnologieorientierte Forschungspolitik der 
Bundesregierung sieht. 

D. Kosten 

Vom Gesamtvolumen des Programms werden auf die Bundes-
republik Deutschland jährlich ca. 6 bis 7 Mio. DM entfallen. 
Die für eine angemessene deutsche Beteiligung notwendigen 
nationalen Komplementärmittel, die von Bund, Ländern und 
Wirtschaftsunternehmen aufzubringen sind, sind niedriger zu 
veranschlagen, da für einen Teil der im Programm vorgesehe-
nen Aktivitäten von der Kommission Festbetragsförderungen 
vorgesehen sind, die alleine schon ausreichen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaft für einen 
Beschluß des Rates über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Aus-
und Weiterbildung im Technologiebereich (COMETT) — EG-Dok. Nr. 8766/85 
— (Anlage) wird begrüßt, da er zum Ziel hat, auf europäischer Ebene in 
Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Wirtschaft die Grundausbildung 
der Studierenden und die Weiterbildung von Graduierten und Hochschulab-
solventen im Technologiebereich zu verbessern und dadurch benötigtes Fach-
und Führungspersonal heranzubilden sowie bestehende Gemeinschaftspro-
gramme zur Einführung neuer Technologien im Bereich der Berufsbildung 
und des Bildungswesens und die bereits laufenden, im Umfang erheblichen 
technologischen Fachprogramme zu ergänzen. 

2. Nach Auffassung des Deutschen Bundestages soll das Schwergewicht der 
Maßnahmen — auch in der Aufteilung der vorgesehenen Finanzmittel — bei 
den Programmteilen B (Austausch von Studenten, Wissenschaftlern und 
Fachkräften aus Industrie und Wirtschaft) und C (Europäische Fortbildungs-
maßnahmen in Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Hochschulen) 
liegen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei den Beratungen dafür ein-
zutreten, daß diese Prioritäten auch im Beschluß des Rates festgeschrieben 
werden. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, in Zusammenarbeit mit den Ländern 
dafür zu sorgen, daß die notwendigen nationalen Komplementärmittel für die 
Durchführung der Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, damit eine 
angemessene deutsche Beteiligung an diesem Aktionsprogramm sicherge-
stellt wird. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, dafür einzutreten, daß der organisa-
torische Aufwand und die Verwaltung des zu beschließenden Aktionspro-
gramms so klein wie möglich gehalten werden. Die Beteiligung des Sachver-
standes der Regierung der Mitgliedstaaten sollte — gegebenenfalls unter 
Hinzuziehung zusätzlicher Sachverständiger — bei der Programmdurchfüh-
rung sichergestellt werden. Die Hochschulen selbst und bestehende bewährte 
nationale Mittlerorganisationen sollten bei der Durchführung des Pro-
gramms stärker beteiligt werden. 

Bonn, den 13. November 1985 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Vogelsang 

Vorsitzender 

Frau Pack 

Berichterstatter 
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I.  Einleitung 

1. Bei der Vorlage ihres Arbeitsprogramms für 
1985 1) bekundete die Kommission ihre Absicht, 
dem Rat im Sommer 1985 Vorschläge zur Stärkung 
der Zusammenarbeit zwischen Universitäten und 
sonstigen Hochschulen einerseits und der Wirt-
schaft andererseits zu unterbreiten, damit die Ge-
meinschaft angemessener auf die Herausforderun-
gen des technologischen und sozialen Wandels rea-
gieren kann. Ziel ist es, die Grundausbildung der 
nicht graduierten und graduierten Studenten zu 
verbessern und die ständige Weiterbildung von 
Fachpersonal und Führungspersonal zu fördern, so 
daß die europäischen Unternehmen moderne und 
leistungsfähige Anlagen und Herstellungsverfah-
ren einsetzen können. 

2. Die Vorschläge für ein neues Aktionsprogramm 
der Gemeinschaft, das die Bezeichnung COMETT 
tragen soll (Action programme of the Community in 
Education and Training for Technology — Aktions-
programm der Gemeinschaft zur Aus- und Weiter-
bildung im Technologiebereich), wurden so abge-
faßt, daß die Erläuterungen und Anregungen auf-
grund der breit angelegten Konsultationen 2) in 
vollem Umfang berücksichtigt wurden. Mit ihnen 
soll -die Zusammenarbeit Hochschule-Wirtschaft 3) 
im Bereich der fortgeschrittenen Ausbildung, die 
sich auf die Innovation und auf die Entwicklung 
und Anwendung neuer Technologien bezieht, eine 
Gemeinschaftsdimension erhalten. Das COMETT-
Programm würde die bisher in den Mitgliedstaaten 
erzielten Ergebnisse dadurch ergänzen, daß es fol-
gendes fördert: 

(i) die europäische Identität durch Mobilitätspro-
gramme für Studenten, mit denen in der jetzi-
gen Studentengeneration eine praktische Bin-
dung zu den industriellen und technologischen 
Entwicklungen in Europa entstehen kann; 

1) EG-Bulletin Beilage 4/85, Ziff. 60. 
2) Seit der Europäischen Konferenz in Galway im De-
zember 1984 gab es weitere Konsultationen mit dem 
Beratenden Ausschuß für die Berufsausbildung und 
anderen Kommissionsausschüssen oder -gruppen, die 
sich mit Forschung und Entwicklung und Technolo-
gietransfer befassen, sowie mit den Sozialpartnern 
und Hochschulrektoren. 

3) Im Rahmen dieses Programms wird der Begriff 
„Hochschule" als allgemeiner Begriff für alle Arten 
der weiterführenden allgemeinen und beruflichen Bil-
dungseinrichtungen nach Abschluß der Sekundar-
stufe verwendet, die Nachweise über die Erlangung 
eines akademischen Grades oder Diploms erteilen. 
Der Begriff „Wirtschaft" umfaßt alle Arten der Wirt-
schaftstätigkeit im privaten oder öffentlichen Sektor, 
insbesondere diejenigen, bei denen neue Geräte und 
Anlagen und/oder neue Herstellungsverfahren einge-
setzt werden, sei es in der Industrie, in der Landwirt-
schaft oder im Dienstleistungsgewerbe. Er umfaßt so-
wohl die kleinen und mittleren Betriebe als auch die 
Großunternehmen. 

(ii) Größenvorteile durch gemeinsam organisierte 
neuartige Ausbildungsprogramme, die infolge 
des raschen technologischen Wandels erforder-
lich werden; 

(iii) den Austausch von Erfahrungen innerhalb der 
Gemeinchaft im Bereich der Zusammenarbeit 
Hochschule-Wirtschaft bei der fortgeschritte-
nen Ausbildung. 

Das COMETT-Programm wird auch andere Ge-
meinschaftsinitiativen in den Bereichen allgemeine 
und berufliche Bildung sowie Forschung und Ent-
wicklung und technologische Zusammenarbeit er-
gänzen, einschließlich ESPRIT, RACE, BRITE, des 
Plans für die transnationale Entwicklung der In-
frastruktur für den Innovations- und Technologie-
transfer sowie des Gemeinschaftsplans zur Stimu-
lierung von Zusammenarbeit und Austausch im 
wissenschaftlichen und technischen Bereich 4). Das 
COMETT-Programm sollte somit zur Entwicklung 
einer Gesamtstrategie der Gemeinschaft zur Entfal-
tung der Humanressourcen in den nächsten zehn 
Jahren als integrierender Bestandteil der Bemü-
hungen zur Schaffung einer Europäischen Techno-
logie-Gemeinschaft beitragen. Die vorgeschlagene 
Aktion wird erst langfristig Ergebnisse zeitigen; je 
eher sie eingeleitet wird, um so sinnvoller ist sie, da 
sich sonst in der Zwischenzeit das Qualifikationsde-
fizit vergrößern könnte. 

3. Diese Mitteilung ist eine direkte Antwort auf 
die Forderung des Europäischen Rates vom 25. Juni 
1984 in Fontainebleau, die vom Europäischen Rat 
am 29. März 1985 in Brüssel wiederholt wurde. Au-
ßerdem konkretisiert sie die Verpflichtung der 
Kommission 5), derartige Vorschläge als wesentli-
chen Bestandteil ihrer einschlägigen Gesamtstrate-
gie auszuarbeiten. Im Juni 1984 begrüßten sowohl 
der Rat der Minister für Bildungswesen als auch 
der Rat der Minister für Sozialfragen 6) die Vorstel-
lungen der Kommission und ersuchten sie, sobald 
wie möglich detaillierte Vorschläge zu unterbreiten. 
Diese Forderung wurde auch nachdrücklich vom 
Europäischen Parlament gestellt. Am 3. Juni 1985 
erörterte der Rat der Minister für Bildungswesen 7) 
dieses Thema, wies nochmals auf die strategische 
Bedeutung konzertierter Bemühungen hin und 
legte einige vorrangige Punkte für ein gemeinsa-
mes Vorgehen fest. 

4. Die Kommission hat seit langem erkannt, daß 
es eine zentrale und dringliche Priorität für die Eu-
ropäische Gemeinschaft ist, ihre technologische 
Grundlage zu verbessern. Wenn Europa seine Wett- 

4) ABl. Nr. L 83 vom 25. März 1985. 
5) KOM(85) 84 endg. 
6) ABI. Nr. C 184 vom 11. Juli 1984. 
7) Pressemitteilung Nr. 7113/85 (Presse 85) — Tagung 

des Rates und der im Rat vereinigten Minister für Bil-
dungswesen — Luxemburg 3. Juni 1985. 
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bewerbsstärke wiedererlangen soll, muß es rasch 
mit einer intensiveren technologischen. Zusammen-
arbeit beginnen. Kommission und Rat sind sich 
darin einig, daß das vorhandene Potential durch ein 
substantielles Engagement für die wissenschaftli-
che und technologische Forschung genutzt werden 
muß. Diese Verpflichtung muß einhergehen mit 
gleichermaßen kraftvollen Maßnahmen für Investi-
tionen in die Humanressourcen der Gemeinschaft. 

5. Die rasche Entwicklung der neuen Technolo-
gien erfordern es, daß sowohl Jugendliche als auch 
Erwachsene besser ausgebildet und vorbereitet 
werden, um die Veränderungen im Laufe ihres Be-
rufslebens zu bewältigen. Qualifikationen, Vielsei-
tigkeit und Unternehmensgeist sind mehr denn je 
gefragt. Ohne diese Fähigkeiten wird Europa nicht 
in der Lage sein, das Wachstum anzukurbeln oder 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen; es 
wird ihm nicht gelingen, in der Herstellung moder-
ner Technologie wettbewerbsfähig zu bleiben oder 
den optimalen Nutzen aus ihren zahlreichen und 
vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten zu ziehen. 

6. Die Gemeinschaft hat bereits eine Reihe von 
Initiativen im Bereich der allgemeinen und berufli-
chen Bildung im Zusammenhang mit dem technolo-
gischen Wandel ergriffen 8). In allen Mitgliedstaaten 
werden derzeit Anstrengungen unternommen, um 
die allgemeine und berufliche Bildung stärker an 
den längerfristigen Bedarf der Wirtschaft anzupas-
sen. Die Notwendigkeit einer umfassenden Zusam-
menarbeit zwischen öffentlichen Verwaltungen, 
Wirtschaft und Sozialpartnern wird mehr und mehr 
anerkannt und verfochten. Jedoch galt die Auf-
merksamkeit größtenteils den verschiedenen Stra-
tegien zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, insbe-
sondere der Jugendarbeitslosigkeit. Konzentra-
tionspunkte waren daher die Aus- und Weiterbil-
dung im Sekundarbereich oder andere Formen der 
Weiterbildung für Arbeitslose. Maßnahmen sind je-
doch auch für die Aus- und Weiterbildung im tertiä-
ren Bereich nötig, da es hauptsächlich an den Hoch-
schulen ist, die Grundausbildung und spätere be-
rufsbegleitende Weiterbildung der hochqualifizier-
ten Techniker, Ingenieure und Forscher sowie der 
Nachwuchskräfte im Management zu vermitteln. 

7. Obwohl jeder Mitgliedstaat sein eigenes Hoch-
schulsystem hat, ist die Gemeinschaft in der Lage, 
die Leistungsfähigkeit dieser Systeme auf einer 
konzertierten Grundlage mit aktiver Beteiligung 
der Sozialpartner zu verstärken. Es ist jetzt beson-
ders wichtig, die Wirtschaft zu befähigen, die Mög-
lichkeiten zu nutzen, die sich aus der Vollendung 
des Binnenmarkts in der Gemeinschaft im Jahre 
1992 ergeben werden. Durch den Abbau der Hemm-
nisse für die Innovation und die zweckmäßige An-
wendung der neuen Technologien wird das CO-
METT-Programm die Wettbewerbsvorteile vervoll-
ständigen, die sich aus der Errichtung des Binnen- 

8) Das derzeitige Arbeitsprogramm der Kommission ist, 
was die Einführung der neuen Technologien in die 
Schulsysteme im Hinblick auf eine grundlegende be-
rufliche Bildung betrifft, in Anhang A dargelegt. 

marktes ergeben werden. Dem Vorschlag für das 
COMETT-Programm soll ein entsprechender Vor-
schlag zur Entwicklung einer fortgeschrittenen Bil-
dungstechnologie zur Verbesserung der Flexibilität, 
des Zugangs und des Verhältnisses Kosten-Lei-
stung der für die Bildung und Ausbildung zur Ver-
fügung stehenden Werkzeuge folgen. Die Kommis-
sion beabsichtigt, den Vorschlag für das DELTA

-

Programm (Developing European Learning through 
Technological Advance — Europäisches Programm 
für Ausbildung durch technologischen Fortschritt) 
bis Ende 1985 vorzulegen. Im Mittelpunkt dieses 
Programms stehen unter anderem die Anwendung 
der künstlichen Intelligenz in Bildung und Ausbil-
dung, Software und Netzverbund, Datenendstatio-
nen sowie Fragen der Normung und des Nachwei-
ses. 

II. Notwendigkeit einer Zusammenarbeit 
Hochschule-Wirtschaft in der Europäischen 
Gemeinschaft 

8. Der bestehende und zu erwartende Bedarf an 
Humanressourcen für die neuen Spitzentechnolo-
gien (Ingenieure, Wissenschaftler, höhere Techni-
ker) übersteigt eindeutig sowohl quantitativ als 
qualitativ die derzeitige Zahl der Hochschulabgän-
ger. Dies gilt nicht nur absolut — innerhalb der 
Gemeinschaft —, sondern auch im Vergleich mit ih-
ren größten Konkurrenten, den Vereinigten Staaten 
und Japan. Insbesondere nach Ansicht der Wirt-
schaft ist der Mangel an Fachkräften ein Haupthin-
dernis für die volle Nutzung der neuen Technolo-
gien. 

Aus einer kürzlich von drei Instituten durchgeführ-
ten Erhebung 9) geht zum Beispiel hervor, daß in 
Deutschland nicht weniger als 55 % der Benutzerfir-
men den Mangel an Kräften mit angemessenen 
Kenntnissen im Bereich der Mikroelektronik als 
ein sehr bedeutsames Problem betrachten. In Groß-
britannien liegt diese Quote bei 45 % und in Frank-
reich bei 51 %. Dieser Mangel gilt sogar als schwer-
wiegender als beispielsweise der Mangel an Finanz-
mitteln für Entwicklung oder Produktionskosten. 

9. Die Qualifikationsdefizite können teilweise mit 
der Ausbildung der Hochschulabsolventen und teil-
weise mit dem Mangel an angemessenen Aus- und 
Weiterbildungsregelungen in den Unternehmen 
selbst zusammenhängen. Es handelt sich um ein 
ebenso qualitatives wie quantitatives Problem. 
Hochschulabsolventen, die in die freie Wirtschaft 
gehen, müssen nicht nur über die erforderlichen 
Fachkenntnisse verfügen, sondern auch die wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Auswirkun-
gen des technologischen Wandels hinreichend ein-
schätzen können. Obwohl die Tendenz der Hoch-
schulen zurückgeht, überspezialisierte Absolventen 
auszubilden, besteht noch erheblicher Spielraum 
für eine Verbesserung der breit angelegten Ausbil- 

9 ) Quelle: PSI, YDI und BIPE — Report on Microelectro-
nics in Industry — an international comparison 
(1985). 
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dung der Absolventen, um sie zu befähigen, in der 
sich rasch wandelnden Arbeitswelt mobil und an-
passungsfähig zu sein. In dieser Sicht wird immer 
mehr die Notwendigkeit hervorgehoben, mit Ar-
beitserfahrung verbundene fachübergreifende 
Lehrprogramme aufzustellen, die das Bewußtsein 
für die allgemeine betriebliche und wirtschaftliche 
Realität schärfen und die die Menschen auf die 
soziale Bewältigung des technologischen Wandels 
vorbereiten. Diese Notwendigkeit kommt immer 
mehr in den Personalanforderungen der Wirtschaft 
zum Ausdruck und sollte auf europäischer Ebene 
unterstützt werden. Im Brennpunkt sollte ein effek-
tiveres System für Studentenpraktika in der Wirt-
schaft und für einen Personalaustausch zwischen 
Hochschule und Wirtschaft stehen. Die Zunahme 
der Mobilität und des Austauschs von Studenten 
und Personal innerhalb der Gemeinschaft wird 
auch entscheidend für das Entstehen eines stärke-
ren und kohärenteren europäischen Engangements 
für eine künftige Zusammenarbeit sein. 

10. In quantitativer Hinsicht kann das Problem 
kurz durch einen Vergleich mit den Vereinigten 
Staaten und Japan veranschaulicht werden. Die 
Zahl der Ingenieurbauabsolventen pro Jahr und pro 
Millionen Einwohner beträgt in der Europäischen 
Gemeinschaft 260, in den Vereinigten Staaten 350 
und in Japan 630 10). Die Zahl der Hochschulabsol-
venten in Japan und in den Vereinigten Staaten ist 
in jedem Falle beeindruckend. Rein zahlenmäßig 
gab es Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre pro 
Jahr in den Vereingten Staaten fast 1,3 Millionen 
Graduierte und Postgraduierte und in Japan über 
400 000. Die Zahl der Hochschulabsolventen hängt 
natürlich unmittelbar mit dem Anteil der Jugendli-
chen, die ein Studium beginnen, zusammen, und 
dieser Anteil richtet sich wiederum nach der Zahl 
der Schulabgänger mit Hochschulreife. Auch hier 
sind die Vergleiche mit den Vereinigten Staaten 
und Japan, aber auch mit Schweden, besonders ver-
blüffend 11) 

11. Verbindungen zwischen Hochschule und Wirt-
schaft sind für beide Seiten ein Gewinn. Auf der 
einen Seite sind die Vorteile für die Wirtschaft Zu-
gang zu Wissen, Forschung und Einrichtungen des 
Hochschulwesens, ein Ansporn zu Innovation und 
größerer Effizienz sowie schnellerer Zugang zu Bil-
dungs- und Ausbildungsprogrammen. Viele Unter-
nehmen, insbesondere Klein- und Mittelbetriebe, 
haben Schwierigkeiten beim Zugang zu den spezifi- 

10) Quelle: NEDO-Bericht, Competence and Competition 
(1985). 

11) — Betrachtet man die weiterführende Bildung insge-
samt (einschließlich Hochschulen), so belaufen sich 
die Zugänge als Prozentsatz einer Generation in 
den USA auf 61 % und in Japan auf 37 % gegenüber 
20 % in Deutschland, 32 % in Frankreich, 28 % in Ita-
lien und 29% im Vereinigten Königreich (aber 33 % 
in Dänemark) (Quelle: OECD 1985). 

— Der Anteil einer Altersgruppe, der Hochschulreife 
erwirbt, betrug in Japan 87% (1981), in den USA 
72% (1980), in Schweden 82 % (1982), aber nur 26 % in 
Deutschland (1982), 25% in Dänemark (1980), 28% in 
Frankreich (1983), 39% in Italien (1981), 26% im Ver-
einigten Königreich (1981) und 44 % in den Nieder-
landen (1981) (Quelle: OECD 1985). 

schen von ihnen benötigten Fachkenntnissen, ins-
besondere, wenn sie dafür die vollen Kosten zu tra-
gen haben. Auf der anderen Seite können Partner-
schaften den Hochschulen die Möglichkeit bieten, 
aus den neuesten industriellen Entwicklungen zu 
lernen, ferner die praktische Gelegenheit für Stu-
denten, neue Produktionsverfahren am Arbeits-
platz kennenzulernen, und für Lehrer die Gelegen-
heit, ihre eigentliche Berufung als Lehrer zu entfal-
ten und mit Ausrüstungen zu arbeiten, die oft an 
Hochschulen nicht vorhanden sind. 

12. Jüngste Maßnahmen in einigen Mitgliedstaa-
ten haben zum Ziel, die Interaktion zwischen Hoch-
schule und Wirtschaft auf einer strukturierten 
Grundlage zu fördern. Diese Maßnahmen haben 
zur Erstellung neuer Kooperationsmodelle geführt 
und verschiedene Formen angenommen: Wissen-
schafts-/Industrie-/Technologie-Parks 12), Vermitt-
lungsunternehmen usw. In den meisten Fällen je-
doch waren die Programme auf Innovation sowie 
Forschung und Entwicklung beschränkt. Die Ne-
benwirkungen für die Aus- und Weiterbildung sind 
nur indirekt zu beobachten. Selten wurde jedoch 
von Wirtschaft oder Hochschule eine Anstrengung 
unternommen, die Ausbildungsdimension voll in 
die Kooperationsprogramme zu integrieren. Bei-
spielsweise die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der industriellen Forschung und Entwicklung er-
folgt gewöhnlich isoliert vom allgemeinen Lehrauf-
trag der Universitäten gegenüber den Studenten, 
isoliert von den Anliegen der Unternehmer und Ge-
werkschaften und isoliert von jeder weitsichtigeren 
Wahrnehmung der Notwendigkeit, Ausbildungsma-
terial in größerem Maßstab einzusetzen. 

13. Für die Zusammenarbeit gibt es zahlreiche 
Hindernisse. Die kurzfristigen kommerziellen In-
teressen der Wirtschaft stehen nicht immer im Ein-
klang mit den längerfristigen Perspektiven des Bil-
dungswesens. Die häufigen Klagen der Wirtschaft 
über die Überspezialisierung und die allzu theoreti-
schen Kenntnisse der eingestellten Hochschulab-
solventen und ihre mangelnde Fähigkeit zur Team-
arbeit erweisen sich oft als Klagen über ihre eigene 
Isolierung von der Hochschule. Ebenso sind die 
Hochschulen häufig der Industrie entfremdet und 
schlecht gerüstet, um bei der Durchführung von be-
reichsübergreifenden Lehrprogrammen für ihre 
Studenten und von Programmen der ständigen Wei-
terbildung eine wichtige Rolle zu spielen. Die Ein-
stellung vieler Arbeitgeber und ihre Vorstellung 
von der Priorität, die den Ausbildungsinvestitionen 
einzuräumen ist, können ebenfalls ein Hindernis 
sein, ebenso wie die Vorstellung der Hochschulleh-
rer von ihren Prioritäten, insbesondere, was ihre 
Aufstiegsaussichten und ihre Erwartungen bezüg-
lich des akademischen Weiterkommens betrifft. Es 
mag schwierig sein zu entscheiden, wer für die ver- 

12) Vom 13. bis 15. Februar 1985 hat die Kommission ge-
meinsam mit dem Senat von Berlin in Berlin eine Kon-
ferenz zu dem Thema „Wissenschaftsparks und Inno-
vationszentren: ihre wirtschaftlichen und sozialen Aus-
wirkungen" veranstaltet, auf der Erfahrungen und In-
formationen zwischen den Mitgliedstaaten ausge-
tauscht werden konnten. 
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schiedenen Dienste und auf welcher Grundlage 
zahlt, und dieses Problem kann durch den ein-
schränkenden Charakter bestimmter finanzieller 
oder urheberrechtlicher Regelungen für Ausbil-
dungsmaterial noch verschärft werden, so daß der 
Spielraum der Wirtschaft oder der Hochschule oder 
beider Spielraum beeinträchtigt wird. Derartige 
Probleme können weitgehend überwunden oder we-
nigstens klarer herausgestellt werden, wenn sich 
Hochschule und Wirtschaft eindeutig verpflichten, 
auf der Grundlage strukturierterer Partnerschafts-
vereinbarungen, die für beide Seiten annehmbar 
sind, zusammenzuarbeiten. 

14. Die schon auf einzelstaatlicher Ebene ernsten 
Kooperationsprobleme nehmen noch zu, wenn es 
um die Gemeinschaftsdimension geht. Die erstaun-
lich geringe Studentenmobilität (unter 1 % aller 
Nichtgraduierten und Graduierten) zwischen den 
Mitgliedstaaten ist für eine künftige Partnerschaft 
zwischen den für das Wirtschaftswachstum Verant-
wortlichen in einem Gemeinschaftszusammenhang 
wenig ermutigend. Die Stärkung ihres Bewußtseins 
von der gegenseitige Abhängigkeit und der Fähig-
keit zur Zusammenarbeit erfordert deshalb, daß ih-
rer Ausbildung und ersten Arbeitserfahrung eine 
umfassende europäische Dimension gegeben wird. 

15. Einige Gemeinschaftsprogramme, insbeson-
dere ESPRIT, haben den Weg für eine europäische 
Forschungskooperation in der Praxis gewiesen. Ein 
entsprechendes Engagement ist für die fortge-
schrittene Ausbildung notwendig; zu diesem Zweck 
sind Hochschule und Wirtschaft zu veranlassen, 
neue Formen der Partnerschaft einzugehen und ge-
meinsame Anstrengungen bei Vorhaben, die von 
beiderseitigem Interesse sind, zu unternehmen. Die 
von der Kommission vorgenommenen umfassenden 
Konsultationen bestätigen, daß sowohl die Wirt-
schaft als auch die Hochschulen die dringende Not-
wendigkeit einer intensiveren Zusammenarbeit auf 
lokaler und regionaler Ebene und über die Landes-
grenzen hinaus einsehen. Es wird erkannt, daß es 
zwar zu Innovationen bei der Zusammenarbeit im 
Bereich der fortgeschrittenen Ausbildung gekom-
men ist, daß sie aber zu sporadisch und begrenzt 
sind und es ihnen an der Gemeinschaftsdimension 
oder an Möglichkeiten für einen Informations- und 
Erfahrungsaustausch fehlt. Die Konsultationen ha-
ben auch bestätigt, daß die Zusammenarbeit auf 
freiwilligen Initiativen beruhen sollte, so daß die 
große Vielfalt der Hochschulsysteme in der Ge-
meinschaft gewahrt bleibt und in jeder Partner-
schaftsvereinbarung spezifische Aufgaben festge-
legt werden können. 

III. Ein neues Aktionsprogramm der 
Gemeinschaft zur Aus- und Weiterbildung im 
Technologiebereich — COMETT (1986 bis 
1992) 

Ziele und Durchführung 

16. Die vier Hauptziele des COMETT-Programms 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

— Förderung der europäischen Dimension der Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschule und Wirt-
schaft im Bereich der fortgeschrittenen Ausbil-
dung, die sich auf die Innovation sowie die Ent-
wicklung und Anwendung neuer Technologien 
bezieht; 

— Förderung des Erfahrungsaustauschs, der Zu-
sammenfassung der Ressourcen und der Erzie-
lung von Größenvorteilen durch die Entwicklung 
von Programmen für eine fortgeschrittene Aus-
bildung; 

— Stärkung und Diversifizierung des Angebots an 
fortgeschrittener Ausbildung auf lokaler und re-
gionaler Ebene und Beitrag zu einer ausgewoge-
nen Wirtschaftsentwicklung in der Gemein-
schaft; 

— schrittweise Ermittlung der Lücken in Ausbil-
dungspolitik und -angebot, die durch ergänzende 
Maßnahmen in den Mitgliedstaaten und auf Ge-
meinschaftsebene geschlossen werden könnten, 
und entsprechende Aufstellung neuer Prioritä-
ten. 

17. Das COMETT-Programm würde von der Kom-
mission mit der beratenden Unterstützung eines 
Ausschusses auf hoher Ebene koordiniert werden, 
der aus Sachverständigen aus Hochschule und 
Wirtschaft besteht und der von der Kommission 
1986 eingesetzt wird. 

Das Programm soll in zwei Phasen über einen Zeit-
raum von sieben Jahren (1986 bis 1992) durchge-
führt werden. 

Die erste vierjährige Phase soll eine Zeit des Anlau-
fens im Jahre 1986 und der ersten Entwicklung in 
den Jahren 1987 bis 1989 einer Reihe von den Maß-
nahmen sein, die dann im Lichte der Erfahrungen 
für die zweite Phase gegebenenfalls konsolidiert 
oder angepaßt werden könnten. 

Ein Zwischenbericht über die Fortschritte in der 
ersten Phase (1986 bis 1989) und ausführliche Leit-
linien für die Durchführung der zweiten Phase des 
Programms (1990 bis 1992) werden von der Kom-
mission dem Rat und dem Europäischen Parlament 
zum 31. Dezember 1988 unterbreitet. 

Ein Jahresbericht über die Durchführung des CO-
METT-Programms würde von der Kommission ih-
rem Beratenden Ausschuß für die Berufsausbil-
dung vorgelegt, dem durch Verordnung eingesetz-
ten Ausschuß, der dafür zuständig ist, die Kommis-
sion bezüglich aller Entwicklungen in der Berufsbil-
dungspolitik auf Gemeinschaftsebene zu beraten. 
Die Kommission würde auch dafür sorgen, daß das 
COMETT-Programm und andere Gemeinschafts-
programme in den Bereichen Forschung und Ent-
wicklung und industrielle Innovation sowie Aus- 
und Weiterbildung miteinander in Einklang stehen 
und sich gegenseitig ergänzen. Im Hinblick darauf 
würde die Kommission den Jahresbericht auch an-
deren Ausschüssen oder Gruppen der Gemein-
schaft, die auf den einschlägigen Gebieten tätig 
sind, unterbreiten. 
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COMETT — Erste Phase 

18. In der ersten Phase (1986 bis 1989) soll sich das 
COMETT-Programm auf die folgenden fünf mitein-
ander verbundenen Aktionsbereiche konzentrie-
ren: 

A. Entwicklung eines europäischen Netzes von 
Ausbildungspartnerschaften Hochschule-Wirt-
schaft. 

B. Einleitung gemeinschaftlicher Austauschpro-
gramme Hochschule-Wirtschaft für Studenten, 
Hochschullehrer und Fachkräfte der Wirtschaft. 

C. Planung, Entwicklung und Evaluierung spezifi-
scher gemeinsamer Ausbildungsvorhaben, die 
unmittelbar auf die Erfordernisse der spitzen-
technologischen Industrie in der Gemeinschaft 
bezogen sind. 

D. Die Förderung gemeinsamer Bemühungen von 
Hochschule und Wirtschaft bei der Entwicklung 
von Fernunterrichtssystemen und der Zusam-
menfassung der Maßnahmen für die Ausbildung 
der Ausbilder. 

E. Stützungsmaßnahmen und Erfahrungsaus-
tausch, einschließlich der Errichtung einer Da-
tenbasis auf Gemeinschaftsebene für die Zu-
sammenarbeit Hochschule-Wirtschaft im Be-
reich der fortgeschrittenen Ausbildung, Beob-
achtung, Evaluierung und Informationsverbrei-
tung. 

19. Diese fünf Programmteile werden im folgen-
den nacheinander beschrieben. 

A. Ausbildungspartnerschaften Hochschule-Wirtschaft 

Es sind Gemeinschaftsmaßnahmen notwendig, um 
die Zusammenarbeit Hochschule-Wirtschaft im Be-
reich der Ausbildung zu stärken und zu verbessern 
und auch zu gewährleisten, daß dieser Koopera-
tionsprozeß eine deutliche europäische Dimension 
erhält. Deshalb ist es notwendig, die Einführung 
und Weiterentwicklung von Kooperationsvereinba-
rungen, die einem erwiesenen Gemeinschaftsinter-
esse entsprechen, sowohl in den Mitgliedstaaten, 
insbesondere auf lokaler und regionaler Ebene, und 
über die Landesgrenzen hinaus zu fördern. Die spe-
zifische europäische Dimension würde durch den 
Netzverbund besonderer Kooperationsvereinbarun-
gen entwickelt, die als Ausbildungspartnerschaften 
Hochschule-Wirtschaft bezeichnet werden und die 
folgendes vorsehen sollten: 

(i) eine Vereinbarung mit dem Ziel, den spezifi-
schen Bedarf an hochqualifizierten Humanres-
sourcen durch das Zusammenwirken von 
Hochschule und Wirtschaft auf einer struktu-
rierten und koordinierten Grundlage unter Mit-
arbeit der zuständigen öffentlichen Stellen zu 
decken; 

(ii) Durchführung einiger oder aller nachstehender 
Maßnahmen: Praktika für Studenten und 

Hochschullehrer in der Wirtschaft 13); Abstel-
lung von Fachkräften der Wirtschaft an Hoch-
schulen; gemeinsame Entwicklung und Erstel-
lung von Lehr- und Lernmitteln; Zusammenar-
beit bei der Veranstaltung speziell zusammen-
gestellter Weiterbildungs- und Nachschulungs-
programme für Ausbilder und Fachkräfte der 
Wirtschaft, vor allem solche, die sich in der 
Mitte ihrer Berufslaufbahn befinden und die in 
kleinen und mittleren Betrieben tätig sind; 

(iii) eine Verpflichtung, mit anderen Mitgliedstaa-
ten, die gleichartige Initiativen durchführen, 
Verbindungen herzustellen, um Studenten, 
Hochschullehrer und Fachkräfte der Wirtschaft 
aus anderen Mitgliedstaaten aufzunehmen, 
grenzübergreifende Kooperationsvorhaben zu 
entwickeln und eine aktive Rolle in einem ge-
meinschaftsweiten Netz zur fachlichen Unter-
stützung, Beobachtung und Evaluierung zu 
übernehmen. 

Es würde eine Gemeinschaftshilfe gewährt, um 
die Entwicklung eines europäischen Netzes von 
Ausbildungspartnerschaften, die obigen Krite-
rien entsprechen, mit dem Ziel zu fördern, die 
gegenwärtig in den Mitgliedstaaten laufenden 
Maßnahmen zu ergänzen, ein der Zusammen-
arbeit Hochschule-Wirtschaft förderliches 
Klima zu schaffen und zu einer ausgewogenen 
Tätigkeitsstruktur innerhalb der Gemeinschaft 
in diesem Bereich beizutragen 14). Die Gemein-
schaftszuschüsse werden auf 50 % der Kosten 
für den europäischen Teil der Tätigkeiten der 
Ausbildungspartnerschaften, begrenzt. Ein Pro-
gramm einer Ausbildungspartnerschaft sollte 
nähere Angaben zu den unter (ii) erwähnten 
Kooperationsmaßnahmen umfassen und die 
Aufnahme von Verbindungen auf europäischer 
Ebene nach Punkt (iii) vorsehen. Die Einrich-
tungen, die sich an jedem Antrag der Ausbil-
dungspartnerschaften beteiligen, müßten ihre 
jeweilige finanzielle Beteiligung am Gesamt-
budget nachweisen. Unternehmen, die an den 
Gemeinschaftsprogrammen für Forschung und 
Innovation mitwirken, sollten ausdrücklich auf-
gefordert werden, aktiv an diesen Partner-
schaften teilzunehmen. Ebenso könnten Ver-
bindungen zu den multisektoralen und multi-
disziplinären Netzen hergestellt werden, die in 
Zusammenarbeit mit dem Europarat und der 
Europäischen Wissenschaftsstiftung aufgebaut 
werden, wie es in dem Gemeinschaftsplan zur 

13) Eine Erweiterung des Konzepts der kombinierten Ar-
beit und Ausbildung („alternierende" Ausbildung), wie 
sie von der Europäischen Gemeinschaft seit einer 
Reihe von Jahren, insbesondere im Zusammenhang 
mit der beruflichen Bildung von Jugendlichen gegen 
Ende der Pflichtschule, gefördert wird (ABl. Nr. C 1 
vom 3. Januar 1982; ABl. Nr. C 193 vom 20. Juli 1983). 

14) Die Unterstützung der Gemeinschaft könnte auch die 
Maßnahmen des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung insofern ergänzen und fördern, als die 
Ausbildungspartnerschaften auf örtlichen und regio-
nalen Ressourcen aufbauen und zur wirtschaftlichen 
Entwicklung und Nutzung des vorhandenen Potentials 
in vorrangigen Fördergebieten beitragen. 
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Stimulierung von Zusammenarbeit und Aus-
tausch im wissenschaftlichen und technischen 
Bereich vorgesehen ist. 

B. Gemeinschaftliche Austauschprogramme 
Hochschule—Wirtschaft 

20. Gemeinschaftsmaßnahmen sind notwendig, 
um unmittelbare und gezielte Anreize zur Förde-
rung des grenzübergreifenden Austauschs von Stu-
denten, Hochschullehrern und Fachkräften der 
Wirtschaft — aber nicht für Forschungszwecke — 
zu bieten, damit die Zusammenarbeit Hochschule

-

Wirtschaft eine ausgeprägte europäische Dimen-
sion erhält. Damit sollten weitere Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten zur Beseitigung der Mobilitäts-
hemmnisse gefördert werden. Auch würden damit 
die verschiedenen Verbindungen, die durch das 
Netz der Ausbildungspartnerschaften auf europäi-
scher Ebene hergestellt werden sollen, verbessert 
und ergänzt. Entsprechend dem Beispiel des Plans 
zur Stimulierung von Zusammenarbeit und Aus-
tausch im wissenschaftlichen und technischen Be-
reich und den praktischen Erfahrungen mit dem 
gemeinsamen Studienprogramm im Hochschulbe-
reich 15) beabsichtigt die Kommission, drei neue ge-
zielte Zuschußregelungen einzuführen: 

(i) Zuschüsse an Studenten für Praktika in Unter-
nehmen mit Standort in anderen Mitgliedstaa-
ten 

Dieser Zuschuß würde nicht graduierten und 
graduierten Studenten die Möglichkeit einer 
strukturierten betrieblichen Ausbildung von 
mindestens sechs und höchstens zwölf Mona-
ten in einem Unternehmen eines anderen Mit-
gliedstaats bieten. Im Rahmen dieser Praktika 
sollten sich die Studenten mit den Berufsaus-
sichten in den Spitzentechnologien vertraut 
machen, ihren Horizont erweitern und ihre un-
ternehmerischen Fähigkeiten entfalten. Die 
Praktika sollen sich nicht auf Forschungsarbei-
ten konzentrieren. Die Gemeinschaftszu-
schüsse würden die mit dem Praktikum im 
Ausland verbundenen Mobilitätskosten (Reise- 
und Aufenthaltskosten) sowie die im Zusam-
menhang mit der Vorbereitung und Überwa-
chung der einzelnen Praktika entstehenden 
Gemeinkosten decken. Die Mitgliedstaaten 
sollten sicherstellen, daß die Vorschriften für 
die finanzielle Unterstützung transferierbar 
sind. 

(ii) Zuschüsse an Hochschullehrer zur Erweite-
rung ihrer Wirtschaftserfahrungen in Unter- 

15) Diese auf der Grundlage des gemeinsamen Aktions-
programms im Bildungsbereich von 1976 eingeleiteten 
Maßnahmen unterstützen Partnerschaften zwischen 
Hochschulen verschiedener Mitgliedstaaten, die ge-
meinsame Ausbildungsprogramme (beliebiger Fach-
richtungen) anbieten, verbunden mit Austauschaufent-
halten von Hochschullehrern und Studenten. Im Rah-
men dieses Programms gewährt die Gemeinschaft fi-
nanzielle Unterstützung für Vorbereitungsaufenthalte, 
Entwicklungsarbeiten und seit 1984 auch zur Förde-
rung der Mobilität von Studenten. 

nehmen mit Standort in anderen Mitgliedstaa-
ten 

Im Rahmen dieser Zuschußregelung sollen 
Hochschullehrer Gelegenheit haben, vorzugs-
weise zwei oder drei Quartale innerhalb eines 
akademischen Jahres in geeigneten Stellungen 
(Produktion, Management usw.) in Unterneh-
men oder Unternehmensgruppen in einem an-
deren Mitgliedstaat zu verbringen. Ziel soll es 
sein, ihre Wirtschaftserfahrungen in einem eu-
ropäischen Zusammenhang zu erweitern, ihre 
Lehrtätigkeit zu bereichern und Möglichkeiten 
für eine anschließende Zusammenarbeit zu 
schaffen. Die Gemeinschaftszuschüsse sollen 
die mit den einzelnen Aufenthalten verbunde-
nen Mobilitätskosten decken und zur Finanzie-
rung der Kosten beitragen, die der Hochschule 
dadurch entstehen, daß sie für die vorüberge-
hend in Bildungsurlaub weilenden Hochschul-
lehrer Ersatzpersonal beschafft. In der ersten 
Phase des COMETT-Programms könnte beson-
ders darauf geachtet werden, daß Hochschul-
lehrer geeigneter Fachrichtungen in diejenigen 
Wirtschaftsbereiche vermittelt werden, die bei 
den Arbeiten auf den vorrangigen Gebieten im 
Rahmen des Gemeinschaftsprogramms für in-
dustrielle Forschung und Entwicklung im Vor-
dergrund stehen, oder daß sie dorthin vermit-
telt werden, wo Hochschullehrer benötigt wer-
den, um an der Erstellung von betrieblichen 
Aus- und Weiterbildungsprogrammen mitzuar-
beiten. 

(iii) Zuschüsse für ein europäisches Austauschpro-
gramm für Fachkräfte der Wirtschaft 

Diese Zuschüsse 16) sollen Einzelpersonen ge-
währt werden, die in der Wirtschaft tätig sind 
— Arbeitgebern, Führungskräften der Unter-
nehmens- und Produktionsleitung, Gewerk-
schaftern, Vertretern von Handelskammern 
usw. —, um vorzugsweise zwei oder drei Quar-
tale innerhalb eines akademischen Jahres, 
während derer sie von der Arbeit freigestellt 
sind, an einer Hochschule in einem anderen 
Mitgliedstaat zu verbringen. Hier sollen sie bei 
Lehrveranstaltungen mitwirken, zur Diversi-
fizierung der Lehrtätigkeiten beitragen, von 
der ständigen Weiterbildung profitieren und 
die Herstellung von Verbindungen zur Wirt-
schaft unterstützen. Der Zuschuß würde die mit 
dem Aufenthalt verbundenen Mobilitätskosten 
decken und zu den Kosten für die Beschaffung 
von Ersatzpersonal beitragen. 

Bei allen drei Zuschußregelungen wird die 
Kommission dafür sorgen, daß die Einzelheiten 
für die Gewährung der Zuschüsse in weiten 
Kreisen bekanntgemacht werden (an Hoch-
schulen und durch die europäischen Vertre- 

16) Dieses Programm soll die Abstellungen in Wirtschafts-
betriebe nach dem Stimulierungsplan ergänzen, läuft 
aber getrennt zu diesem; aufgrund des Stimulierungs-
plans können Forscher aus der Wirtschaft für einen 
Zeitraum Unterstützung erhalten, den sie in einem 
staatlichen Labor in einem anderen Mitgliedstaat ver-
bringen. 
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tungsorgane der Arbeitgeber, der Gewerkschaf-
ten usw.). Mit der technischen Durchführung 
dieser Regelungen würden Einrichtungen be-
auftragt, die bereits internationale Austausch-
programme im Bildungsbereich abwickeln. 

C. Gemeinsame Ausbildungsvorhaben von 
Unternehmen in mehreren Mitgliedstaaten 

21. Es sind Gemeinschaftsmaßnahmen notwendig, 
um die Unternehmen zu veranlassen, im Bereich 
der fortgeschrittenen Ausbildung ihres eigenen 
Personals zusammenzuarbeiten, Größenvorteile zu 
erzielen und gemeinsamen Nutzen aus den heraus-
ragenden europäischen Erfahrungen in Hochschul-
lehre und -forschung zu ziehen. Der zusätzliche 
Wert der Gemeinschaftsmaßnahmen würde auch 
darin liegen, die entscheidende Bedeutung von In-
vestitionen in die ständige Weiterbildung hervorzu-
heben. Das COMETT-Programm wird multilaterale 
Ausbildungsmaßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
als direkte Reaktion auf einen unmittelbaren Be-
darf der Wirtschaft fördern. Diese Maßnahmen soll-
ten in enger Zusammenarbeit mit den Spitzentech-
nologien einsetzenden Unternehmen in der Ge-
meinschaft eingeleitet werden, die einen folgen-
schweren Mangel an Fachkräften in bestimmten 
Bereichen, ob technische Fachkräfte oder Füh-
rungskräfte, erfahren oder voraussehen können. 
Schwerpunkt der gemeinsamen Ausbildungsvorha-
ben könnten in der ersten Phase des COMETT-Pro-
gramms spezifische Gebiete sein, in denen der euro-
päischen Wirtschaft größere Durchbrüche gelingen 
könnten, wenn der Fachkräftemangel überwunden 
werden kann, der von der europäischen Wirtschaft 
selbst ermittelt wird. 

Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft 
soll sich zunächst auf die Prüfung der Durchführ-
barkeit der einzelnen Vorhaben erstrecken und an-
schließend auf die Planung und Erprobung gemein-
samer Ausbildungsvorhaben, an denen sich Unter-
nehmen verschiedener Mitgliedstaaten zusammen 
mit den entsprechenden Hochschulfachbereichen 
oder anderen einschlägigen Einrichtungen beteili-
gen 17 ). 

Eine zweite Form gemeinsamer Ausbildungsvorha-
ben ist notwendig, um die rasche Weitergabe der 
Ergebnisse der jüngsten Forschungs- und Entwick-
lungsarbeiten im Bereich der neuen Technologien 
an Hochschulen und an die Wirtschaft zu gewähr-
leisten. Mit dem COMETT-Programm sollen daher 
die Berufsbildungstätigkeiten, die seit mehreren 
Jahren von der Kommission in enger Zusammenar-
beit mit dem CREST-Unterausschuß für Ausbildung 

17) Diese finanzielle Unterstützung unterscheidet sich von 
den Zuschüssen des Europäischen Sozialfonds, der bei 
Maßnahmen der unteren Ausbildungsstufen tätig wird, 
die auf eine Erweiterung des Ausbildungsangebots für 
Jugendliche unter 25 Jahren und auf eine Verbesse-
rung der Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitslose 
abzielen. 

in Computerwissenschaft durchgeführt werden, ei-
nen neuen Impuls erhalten. Die Gemeinschaftshilfe 
würde in Form eines Beitrags zu den Kosten kurzer 
Intensivlehrgänge auf bestimmten Gebieten ge-
währt, die in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
einzelstaatlichen Stellen, z. B. Forschungsräten, die 
für Hochschullehrer und Studenten tätig sind, zu-
sammen mit Fachkräften der Wirtschaft aus allen 
Mitgliedstaaten veranstaltet werden. 

D. Entwicklung europäischer Fernunterrichtssysteme 
und Ausbildung der Ausbilder 

22. Es sind Gemeinschaftsmaßnahmen notwendig, 
um eine gemeinschaftsweite Nutzung der neuen 
Technologien als Instrument zur Verbesserung der 
Qualität und des Angebots auf allen Ausbildungs-
ebenen zu gewährleisten. Durch Fernunterrichtssy-
steme 18) können die neuen Technologien die Wis-
sensvermittlung an Ausbildungswillige verbessern. 
Der Fernunterricht bietet auch große Flexibilität 
und Effizienz, da er den besonderen Erfordernissen 
der Studenten oder der mittelständischen Betriebe 
angepaßt werden kann. 

23. Abgesehen davon, daß innerhalb der Gemein-
schaft ein Erfahrungsaustausch und eine verglei-
chende Evaluierung bezüglich des Aufbaus und der 
Anwendung von den die neuen Technologien ver-
wendenden Fernunterrichtssystemen notwendig 
sind, sind Größenvorteile durch multilaterale Ko-
operationsinitiativen unter Beteiligung von Hoch

-

schule und Wirtschaft denkbar. Mit dem COMETT-
Programm soll die gemeinsame Entwicklungsarbeit 
gefördert und geprüft werden, ob ein europäisches 
Fernuniversitätssystem im Technologiebereich er-
richtet werden kann. Dies könnte unter anderem 
einen flexiblen Rahmen abgeben, um die verstreu-
ten und generell unangemessenen Versuche zu un-
terstützen, den Bedarf an hochqualifizierten Ausbil-
dern und Führungskräften zu decken, die über breit 
gefächerte Kenntnisse in den technologischen Inno-
vationen und über ein Verständnis für ihre sozialen 
und industriellen Auswirkungen verfügen. Um 
diese Arbeit zu erleichtern, soll eine Experten-Ar-
beitsgruppe eingesetzt werden, der Vertreter der 
auf diesem Gebiet tätigen Ausbildungspartner-
schaften angehören. Dabei würden die Ergebnisse 
der Untersuchungen berücksichtigt, die die Kom-
mission in Zusammenarbeit mit führenden europäi-
schen Sachverständigen vorgenommen hat, um die 
Schlüsselerfordernisse und die Einsatzbereiche der 
neuen Technologien zu ermitteln. Gemeinschafts-
hilfe würde für die Vorbereitung und Durchführung 
spezifischer, multilateraler Vorhaben gewährt, die 
von der Arbeitsgruppe gebilligt wurde, wobei beson-
deres Gewicht auf die Ausbildung der Ausbilder 
und auf die Weiterbildung der Führungskräfte ge-
legt wird. 

18) Der Fernunterricht basiert normalerweise auf einer 
flexiblen Kombination von Selbststudium, Gruppenar-
beit und dem Einsatz von Lernhilfen wie Tonbänder, 
Videomaterial, Rundfunk und Computer. 
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E. Stützungsmaßnahmen und Erfahrungsaustausch 
innerhalb der Gemeinschaft 

24. Das COMETT-Programm muß auf einem trag-
fähiges Verfahren für den Austausch von Erfahrun-
gen und Ideen in der Gemeinschaft sowie den 
Transfer und die Verbreitung beispielhafter Maß-
nahmen aufbauen und damit die Grundlage für 
eine stärkere mittel- und langfristige Zusammenar-
beit abgeben. Folgende Stützungsmaßnahmen soll-
ten auf Gemeinschaftsebene durchgeführt werden: 

(i) Die Errichtung einer Datenbasis für die Zu-
sammenarbeit Wirtschaft-Hochschule im Aus-
bildungsbereich 19), Regelungen für die Verbrei-
tung von Informationen und Erfahrungsaus-
tausch innerhalb der Mitgliedstaaten und auf 
Gemeinschaftsebene 20). 

(ii) Netzvereinbarungen — Interaktion, technische 
Beratung, Überwachung und kontinuierliche 
Evaluierung der Ausbildungspartnerschaften. 

(iii) Auf Gemeinschaftsebene Beobachtung des An-
gebots an und der Nachfrage nach hochqualifi-
zierten Arbeitskräften; vergleichende Analysen 
und Bewertung der Haupttendenzen und politi-
schen Initiativen in anderen dazugehörigen Be-
reichen (z. B. Steigerung des Angebots an Stu-
denten mit relevanten Qualifikationen, Ausdeh-
nung der Möglichkeiten der Arbeitserfahrung 
und „Sandwich"-Kurse für Studenten, Anpas-
sung der Steuervorschriften zur Erleichterung 
der Zusammenarbeit Hochschule-Wirtschaft, 
Entwicklung eines Systems übertragbarer 
„Kredite" für fortgeschrittene Ausbildungslehr-
gänge). 

iv) Förderung von Rundtischgesprächen mit lei-
tenden Hochschul- und Wirtschaftsfachkräften 
über das Thema Verbesserung der Zusammen-
arbeit und Beseitigung der Hindernisse. 

19) Es sollen Vorkehrungen getroffen werden, um eine 
Verbindung mit den Daten über die Austauschmaß-
nahmen im Rahmen des Stimulierungsplans und an-
deren einschlägigen Forschungsprogrammen auf Ge-
meinschaftsebene herzustellen. 

20) Am COMETT-Programm sollen sich auch die auf Ge-
meinschaftsebene bestehenden akademischen, Stu-
denten- und Industrie-/Forschungsorganisationen ak-
tiv beteiligen. 

COMETT — Zweite Phase 

25. Die zweite Phase des COMETT-Programms 
(1990 bis 1992) würde darin bestehen, die in der 
ersten Phase eingeleiteten Tätigkeiten zu konsoli-
dieren und auszubauen. Insbesondere geht es dar-
um: 

A. die europäische Dimension der Ausbildungs-
partnerschaften dadurch zu stärken, daß die 
Zahl der Kooperationsvorhaben zwischen den 
Ausbildungspartnerschaften in mehreren Mit-
gliedstaaten gesteigert wird; in das Netz neue 
Initiativen in anderen Teilen der Gemeinschaft 
einzubeziehen; die gewonnenen Erfahrungen 
auf die Hauptbereiche der verschiedenen Sy-
steme eines jeden Mitgliedstaats zu übertragen; 

B. das COMETT-Programm unter Berücksichti-
gung der Erfahrungen in der ersten Phase und 
der mit den Forschungstätigkeiten auf Gemein-
schaftsebene hergestellten Verbindungen anzu-
passen und auszuweiten, um die Mobilität ande-
rer Gruppen von Studenten, Ausbildern, Hoch-
schullehrern oder Fachkräften der Wirtschaft 
innerhalb der Zusammenarbeit Hochschule

-

Wirtschaft zu fördern; 

C. weitere gemeinsame Ausbildungsvorhaben der 
europäischen Wirtschaft zu fördern, und zwar 
unter Verwendung von Modellen und Anreizen, 
die je nach den Erfahrungen in der ersten Phase 
abgewandelt werden; 

D. die Entwicklungsarbeit im Zusammenhang mit 
dem europäischen Fernuniversitätssystem im 
Technologiebereich zu intensivieren, um alle 
Mitgliedstaaten einzubeziehen und die Maßnah-
men für die Ausbildung der Ausbilder und Füh-
rungskräfte zu erweitern. 

IV. Schlußfolgerungen 

26. Dieser Mitteilung an den Rat sind der Entwurf 
eines Beschlusses, ein technischer Anhang zur er-
sten Phase des COMETT-Programms und die ent-
sprechenden finanziellen Vorausschätzungen bei-
gefügt. In Anbetracht der Dringlichkeit der Themen 
dieses Programms hebt die Kommission die Not-
wendigkeit hervor, bis Ende 1985 einen Beschluß zu 
fassen, so daß die Vorarbeiten sobald wie möglich 
im Jahre 1986 eingeleitet werden können. 
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v. COMETT-Programm 1986 bis 1989 (erste Phase) 

Aktionsbereich Gemeinschaftsbeteiligung Durchführung 

A. Netz von Aus- Unterstützung bei der Entwicklung ei- Zuschüsse begrenzt auf 50 % der Ausga- 
bildungspart- nes europäischen Netzes von Ausbil- ben im Zusammenhang mit der Einfüh- 
nerschaften dungspartnerschaften Hochschule-Wirt- rung einer europäischen Dimension, vor 
Hochschule- schaft, die Verbindungen mit entspre- allem der Einsetzung Europäischer Kor- 
Wirtschaft chenden Initiativen in anderen Mit- respondenten 	innerhalb 	der 	Ausbil- 

gliedstaaten herstellen. dungspartnerschaften Hochschule-Wirt- 
schaft und der Organisation europäi- 
scher Verbindungstätigkeiten. 
Ziel: 	Errichtung 	eines 	Europäischen 
Netzes 	von 	mindestens 	150 	Ausbil- 
dungspartnerschaften bis 1989. 

B. Gemein- Besondere Anreize zur Förderung des 1. Zuschüsse 	an 	Studenten für 	Be- 
schaftliche wechselseitigen Austausches von Stu- triebspraktika, vor allem in Betrie- 
Austausch- denten, Hochschullehrern und Fach- ben, die sich an den Gemeinschafts- 
programme kräften der Wirtschaft zwecks Erwerb programmen für FuE beteiligen. 
Hochschule- einer weitergehenden Erfahrung inner- Ziel: 10000 Praktika zwischen 1987 
Wirtschaft halb eines Gemeinschaftskontextes. und 1989. 

2. Zuschüsse für Hochschullehrer, die 
in Spezialbereichen der Wirtschaft 
Erfahrungen sammeln sollen. 
Ziel: 	350 	Vermittlungen 	zwischen 
1987 und 1989. 

3. Zuschüsse für an Universitäten ab- 
gestellte Fachkräfte der Wirtschaft. 
Ziel: 350 Abstellungen zwischen 1987 
und 1989. 

Gemeinschaftsbeitrag zu Mobilitätsko- 
sten, Gemeinkosten usw. 

C. Gemeinsame Förderung von Ausbildungvorhaben auf 1. Unterstützung 	der 	Planung, 	Ent- 
Ausbildungs- europäischer Ebene, um wicklung und Erprobung gemeinsa- 
vorhaben 1. die Zusammenarbeit zwischen den mer Vorhaben. 

in Bereichen der Spitzentechnologie 2. Unterstützung 	fortgeschrittener 
tätigen Unternehmen und den zu- Ausbildungslehrgänge. 
ständigen 	Hochschulfachbereichen Gemeinschaftsbeitrag 	höchstens 	35% 
zu fördern und so Größenvorteile der Kosten (mit einer Höchstgrenze). 
durch Behebung des Mangels an 
spezifischen Fachkräften zu erzie- 
len; 

2. eine rasche Verbreitung der Ergeb- 
nisse jüngster Arbeiten in FuE auf 
dem Gebiet der neuen Technologien 
in Hochschule und Wirtschaft sicher- 
zustellen. 

D. Gemeinsame Förderung mulitlateraler Maßnahmen 1. Vergleichende Evaluierung auf Ge- 
Entwick- zur Entwicklung von Fernunterrichtssy- meinschaftsebene des Bedarfs und 
lungsarbeit stemen, bei denen neue Technologien der Ressourcen. 
für euro- verwendet werden (z. B. computerge- 2. Förderung der Konzipierung und Er- 
päische Fern- stütztes Lernen, Multimedienangebote), probung multilateraler Vorhaben. 
unterrichts- mit besonderem Schwergewicht auf der 
system• Ausbildung von Ausbildern und Füh- Gemeinschaftsbeitrag 	höchstens 	50% 

rungskräften. der Kosten (mit einer Höchstgrenze). 
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Aktionsbereich Gemeinschaftsbeteiligung Durchführung 

E. Stützungs- Unterstützung auf Gemeinschaftsebene 1. Errichtung einer Datenbasis; Ver- 
maßnahmen der Maßnahmen A bis D und deren Aus- breitung der Informationen; Erfah- 
und wertung sowie Gesamtevaluierung zu- rungsaustausch innerhalb der Mit- 
Erfahrungs- sammen mit der Vorbereitung der zwei- gliedstaaten und auf Gemeinschafts- 
austausch ten Phase 1990-1992. ebene. 

2. Netzvereinbarungen für die Ausbil- 
dungspartnerschaften 	Hochschule- 
Wirtschaft — fachliche Beratung, 
Überwachung, Evaluierung. 

3. Beobachten und Analyse von Ge- 
meinschaftstendenzen und -proble- 
men (z. B. Angebot an und Nachfrage 
nach 	qualifizierten Arbeitskräften, 
Steuervorschriften, Hemmnisse für 
die 	Zusammenarbeit 	Hochschule- 
Wirtschaft, Anrechnung von Ausbil- 
dungszeiten). 

4. Förderung von Rundtischgesprächen 
für Fachkräfte aus dem Hochschul- 
und Wirtschaftsbereich. 

Gemeinschaftsfinanzierung: 100 %. 
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Anhang A 

Laufende Arbeitsprogramme der Kommission auf dem Gebiet der allgemeinen und 
beruflichen Bildung im Zusammenhang mit den neuen Informationstechnologien 

A. Neue Informationstechnologien und Schul-
systeme in der Europäischen Gemeinschaft — 
Arbeitsprogramme 1985 bis 1987 
(KOM(84) 722 endg.) 

1. Das von der Kommission beschlossene Arbeits-
programm für den Zeitraum von 1985 bis 1987 
legt die wichtigsten Prioritäten für die Durch-
führung der Entschließung des Rates und der im 
Rat vereinigten Minister für Bildungswesen 
vom 19. September 1983 betreffend Maßnahmen 
zur Einführung der neuen Informationstechno-
logien in den Schulsystemen fest (ABI. Nr. C 256 
vom 24. September 1983). 

2. Im Einklang mit dieser Entschließung wird sich 
die Aktion der Gemeinschaft auf folgende 
Schlüsselbereiche konzentrieren: 

(i) Die Integration der NIT in die Lehrpläne 
und die Unterrichtspraxis, mit spezifischem 
Schwergewicht auf folgenden vorrangigen 
Themen von gemeinsamem Interesse: 

— Integration der NIT in die Lehrpläne der 
Sekundarschulen; 

— Inhalt des Vertrautmachens der Jugend-
lichen mit der Informatik; 

— mögliche Auswirkungen auf Lehrplange-
staltung und Unterrichtspraxis; 

— Folgen der Öffnung der Schule für ihre 
örtliche Umwelt; 

— Beitrag der neuen Technologien zum 
Lernprozeß; 

— Verwirklichung der Chancengleichheit, 
um die Beteiligung der Mädchen an den 
schulischen Tätigkeiten zu fördern, bei 
denen neue Technologien zum Einsatz 
kommen; 

— Beitrag der NIT zur Verbesserung des 
Sonderschulunterrichts für behinderte 
Kinder. 

(ii) Ausbildung der Lehrkräfte und ihrer 
Ausbilder 

— quantitative und qualitative Erf order
-nisse und Methoden der Lehrerbildung; 

— Aufstellung eines Ausbilderteams. 

(iii) Software, 	computergestützte 	Lehrpro- 
gramme und Hardwaresysteme 

— Maximierung der pädagogischen Funk-
tionen von interaktiven Sprachen, 

— qualitative Verbesserung der computer

-

gestützten Lehrprogramme; 

— Verbesserung der Übertragbarkeit von 
Software/computergestützten Lehrpro-
grammen; 

— bessere Abstimmung der Hardwaresy-
steme auf ihre Verwendung im Bildungs-
wesen. 

(iv) Wirtschaftliche Auswirkungen der Einfüh-
rung der neuen Informationstechnologien 
im Bildungswesen 

3. Dieses Arbeitsprogramm wird von der Kommis-
sion in enger Zusammenarbeit mit einer Gruppe 
hoher Beamter aufgestellt, die von den Mitglied-
staaten benannt wurden. Zur Verbesserung der 
Wirksamkeit dieser Gemeinschaftsmaßnahmen 
werden in enger Zusammenarbeit mit dem EU-
RYDICE-Bildungsinformationsnetz besondere 
Vereinbarungen zur Sicherung des Informa-
tionskreislaufs in diesem Bereich getroffen. 

B. Berufsbildung und neue 
Informationstechnologien — 
Arbeitsprogramme 1985 bis 1988 
(KOM(84) 167 endg.) 

1. Ziel dieses Arbeitsprogramms ist die Anpassung 
der Berufsbildungsmaßnahmen und -praktiken 
an die neuen und sich rasch veränderten Anfor-
derungen im Bereich der neuen Informations-
technologien. Es wurde im Anschluß an die An-
nahme einer Entschließung des Rates vom 
2. Juli 1983 über Maßnahmen der Berufsbildung 
im Hinblick auf die Einführung der neuen Infor-
mationstechnologien aufgestellt (ABI. Nr. C 166 
vom 25. Juni 1983). 

2. Schwerpunkt des Programms ist die Verwirkli-
chung der vier folgenden umfassenden Ziele: Be-
rücksichtigung des Bedarfs der Unternehmen 
(insbesondere der Klein- und Mittelbetriebe), be-
rufliche Eingliederung von Jugendlichen (insbe-
sondere Jugendlichen mit geringer Schulbil-
dung), Sicherung der Beschäftigung oder Wie-
dereingliederung von Facharbeitern und Aus-
weitung der beruflichen Anpassung und Einglie-
derung von Frauen (insbesondere Zugang zu Be-
rufen im Bereich der neuen Technologien, in de-
nen sie unterrepräsentiert sind). Zur Abstützung 
dieser Strategie wird die Kommission außerdem 
Analysen über die Auswirkungen des technolo-
gischen Wandels auf die herkömmlichen Berufe 
und Qualifikationen sowie auf die neuen Berufe 
und Beschäftigungsmöglichkeiten durchführen. 
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Ein weiterer wesentlicher Aspekt sind intensive 
Konsultationen mit den Regierungen und den 
Sozialpartnern im Hinblick auf eine voraus-
schauende Verwaltung des Arbeitsmarktes, um 
den Ausbildungsbedarf und die Auswirkung der 
Innovation auf Beschäftigung und Arbeitsbedin-
gungen besser ermitteln zu können. 

3. Zur Verwirklichung dieser Ziele soll eine drei 
Aspekte umfassende Strategie angewendet wer-
den: 

(i) Förderung neuer Konzepte zur besseren 
Anpassung der Ausbildungssysteme an den 
technologischen Wandel durch den Aufbau 
eines Netzes von Modellvorhaben zwischen 
den Mitgliedstaaten und mit Unterstützung 
des Europäischen Sozialfonds; 

(ii) Aufstellung eines Programms abgestimmter 
grenzübergreifender Forschung, um erstens 
die Auswirkung der neuen Technologien auf 
Qualifikationen und Beschäftigung, insbe-
sondere den Beitrag der Berufsbildung zur 
Vorbereitung der Humanressourcen auf die 

Modernisierung, und zweitens die Frage der 
pädagogischen Strategien und Ausbildungs-
kurse/-methoden, die künftig benötigt wer-
den, zu untersuchen; 

(iii) Vertiefung der gemeinschaftsumfassenden 
Kenntnisse der Berufsbildungsfachkräfte 
über die verschiedenen Methoden und Sy-
steme der Mitgliedstaaten, um dem dringen-
den Bedarf in Zusammenhang mit der tech-
nologischen Entwicklung zu entsprechen. 
Dieser gegenseitige Austausch von Kennt-
nissen wird im Rahmen von mehreren mit 
fachlicher Unterstützung des CEDEFOP 
durchgeführten Studienaufenthalten der 
Berufsbildungsfachkräfte stattfinden. 

4. Um zu gewährleisten, daß alle Aspekte des Ar-
beitsprogramms tatsächlich berücksichtigt und 
die dargelegten Ziele erreicht werden, wird sich 
die Kommission von einer Gruppe hoher Beam-
ter, die von den Mitgliedstaaten und den Sozial-
partnern benannt werden, beraten lassen. Dem 
Beratenden Ausschuß für die Berufsbildung 
sind regelmäßig Zwischenberichte vorzulegen. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft 
zur Aus- und Weiterbildung im Technologiebereich — COMETT (1986 bis 1992) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag, zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 128, 

gestützt auf den Beschluß 63/266/EWG des Rates 
vom 2. April 1963 über die Aufstellung allgemeiner 
Grundsätze für die Durchführung einer gemeinsa-
men Politik der Berufsausbildung 1 ), insbesondere 
auf den zweiten, sechsten, siebten, neunten und 
zehnten Grundsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 2), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 3), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die im zweiten Grundsatz des Beschlusses 63/266/ 
EWG festgelegten grundlegenden Ziele der gemein-
samen Politik der Berufsausbildung beziehen sich 
insbesondere auf die Ausweitung der Berufsausbil-
dung auf der Grundlage der allgemeinen Ausbil-
dung, um den sich aus dem technischen Fortschritt 
ergebenden Erfordernissen gerecht zu werden, und 
die Herstellung engster Beziehungen zwischen den 
verschiedenen Formen der Berufsausbildung und 
den Wirtschaftsbereichen. 

Der Rat hat bereits eine einschlägige Gemein-
schaftsaktion in seiner Entschließung über Berufs-
bildung und neue Informationstechnologien vom 
2. Juni 1983 4) und in der Entschließung des Rates 
und der im Rat vereinigten Minister für das Bil-
dungswesen zur Einführung neuer Informations-
technologien im Bildungswesen vom 19. September 
1983 5) vereinbart. 

Der Rat hat in seinen Schlußfolgerungen vom 
17. Juni 1984 über technologischen Wandel und so-
ziale Veränderungen die Kommission ersucht, ihre 
Arbeiten fortzusetzen oder gegebenenfalls neue Ar-
beiten einzuleiten, um die Zusammenarbeit zwi-
schen der Wirtschaft und den — insbesondere höhe-
ren — Bildungseinrichtungen zu stärken, so daß die 
Grundausbildung und Neuqualifizierung der Ar-
beitskräfte verbessert wird, deren Beschäftigung 
von den technologischen Innovationen betroffen 
ist 6). 

1) ABl. Nr. 63 vom 20. April 1963, S. 1338/63. 
2) Wird später eingesetzt. 
3) Wird später eingesetzt. 
4) ABl. Nr. C 166 vom 25. Juni 1983, S. 1. 
5) ABl. Nr. C 266 vom 24. September 1983, S. 1. 
6) ABl. Nr. C 184 vom 11. Juli 1984.  

Der Rat hat bereits Beschlüsse gefaßt, um die tech-
nologische Zusammenarbeit auf Gemeinschafts-
ebene zu stärken, insbesondere die Einleitung von 
Beschlüssen 85/141/EWG 7), 85/195/EWG 8), 85/196/ 
EWG9) und 85/197/EWG 10) betreffend ESPRIT, Bio-
technologie, BRITE und den Plan zur Stimulierung 
von Zusammenarbeit und Austausch im wissen-
schaftlichen und technischen Bereich in Europa. 

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung im 
März 1985 erneut betont, wie wichtig die Stärkung 
der technologischen Grundlagen und der Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie ist, und in diesem Zu-
sammenhang hervorgehoben, daß die Humanres-
sourcen, insbesondere durch eine umfassendere Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschule und Industrie, 
besser erschlossen werden müssen 11). 

Der Rat der Minister für Bildungswesen hat auf sei-
ner  Tagung am 3. Juni 1985 Leitlinien für die 
Hauptziele eines gemeinsamen Vorgehens in die-
sem Bereich aufgestellt. 

Das Europäische Parlament hat am 24. Mai 1983 
eine Entschließung zur Wettbewerbsfähigkeit der 
Gemeinschaftsindustrie 12) angenommen, in der es 
größere Anstrengungen hinsichtlich der Berufsaus-
bildung und der Ausbildung von Führungskräften 
von Unternehmen forderte. Diese Entschließung er-
gänzt die Entschließung zur Berufsbildung und zu 
den neuen Informationstechnologien 1 3) und andere 
Entschließungen, vor allem diejenigen bezüglich 
des Hochschulwesens und der Entwicklung der Zu-
sammenarbeit zwischen den Hochschulen 14) sowie 
zu dem Gemeinschaftsprogramm für Forschung 
und Entwicklung im Bereich der Informationstech-
nologie 15) und zu einem Plan zur Stimulierung von 
Zusammenarbeit und Austausch im wissenschaftli-
chen und technischen Bereich in Europa 16). 

Die Nutzung der technologischen Entwicklungen in 
der gesamten Industrie wird von der Vielseitigkeit, 
den Qualifikationen und dem Unternehmungsgeist 
der Arbeitskräfte abhängen, und in diesem Zusam-
menhang muß vordringlich auf Gemeinschafts-
ebene eine Strategie für die Humanressourcen als 
entscheidende Ergänzung der Gesamtstrategie der 
Gemeinschaft für die Industrie-, FuE- und Innova-
tionspolitik entwickelt werden. 

7) ABl. Nr. L 55 vom 23. Februar 1985, S. 1. 
8) ABl. Nr. L 83 vom 25. März 1985, S. 1 
9) ABl. Nr. L 83 vom 25. März 1985, S. 8 
10) ABl. Nr. L 83 vom 25. März 1985, S. 13 
11) Bull. EG 3-1985, Ziff. 
12) ABl. Nr. C 135 vom 24. Mai 1983 
13) ABl. Nr. C 161 vom 20. Juni 1983 
14) ABl. Nr. C 104 vom 16. April 1984 
15) ABl. Nr. C 13 vom 17. Januar 1983 
16) ABl. Nr. C 315 vom 26. November 1984 



Drucksache 10/4298 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Die Zusammenarbeit zwischen Hochschule und 
Wirtschaft zur Verbesserung der Ausbildungspoli-
tik sollte sowohl innerhalb der Mitgliedstaaten, ins-
besondere auf lokaler und regionaler Ebene, und 
gemeinschaftsweit entwickelt werden. 

Der Beratende Ausschuß für die Berufsausbildung 
hat hierzu Stellung genommen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Für einen am 1. Januar 1986 beginnenden Zeit-
raum von sieben Jahren wird ein Programm festge-
legt, mit dem innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft die Zusammenarbeit zwischen Hochschule 
und Wirtschaft im Bereich der fortgeschrittenen 
Ausbildung gefördert werden soll, das nachstehend 
als COMETT-Programm (Community Programme 
in Education and Training for Technology — Ge-
meinschaftsprogramm zur Aus- und Weiterbildung 
im Technologiebereich) bezeichnet und im Anhang 
beschrieben wird. Das Programm beteht aus zwei 
Phasen. Die erste Phase dauert bis zum 31. Dezem-
ber 1989 und schließt mit einem Zwischenbericht 
ab, wie in Artikel 6 vorgesehen. Die zweite Phase 
beginnt am 1. Januar 1990 und endet am 31. Dezem-
ber 1992. 

Artikel 2 

Im Rahmen dieses Programms wird der Begriff 
„Hochschule" als allgemeiner Begriff für alle Arten 
der weiterführenden allgemeinen und beruflichen 
Bildungseinrichtungen nach Abschluß der Sekun-
darschule verwendet, die Nachweise über die Erlan-
gung eines akademischen Grades oder Diploms er-
teilen. Der Begriff „Wirtschaft" umfaßt alle Arten 
der Wirtschaftstätigkeit im privaten oder öffentli-
chen Sektor, insbesondere diejenigen, bei denen 
neue Geräte und Anlagen und/oder neue Herstel-
lungsverfahren eingesetzt werden, sei es in der In-
dustrie, in der Landwirtschaft oder im Dienstlei-
stungsgewerbe. Er umfaßt sowohl die kleinen und 
mittleren Betriebe als auch die Großunternehmen. 

Artikel 3 

Die Ziele des COMETT-Programms sind folgen-
de: 

(i) Förderung einer europäischen Dimension in 
der Zusammenarbeit zwischen Hochschule und 
Wirtschaft im Bereich der fortgeschrittenen 
Ausbildung, die sich auf die Innovation sowie 
die Entwicklung und Anwendung der neuen 
Technologien bezieht; 

(ii) Förderung des Erfahrungsaustauschs, der Zu-
sammenfassung der Ressourcen und der Erzie-
lung von Größenvorteilen durch die Entwick- 

lung von Programmen für eine fortgeschrittene 
Ausbildung; 

iii) Stärkung und Diversifizierung des Angebots an 
fortgeschrittener Ausbildung auf lokaler und 
regionaler Ebene und Beitrag zu einer ausge-
wogenen Wirtschaftsentwicklung in der Ge-
meinschaft; 

iv) schrittweise Ermittlung der Lücken in Ausbil-
dungspolitik und -angebot, die durch ergän-
zende Maßnahmen in den Mitgliedstaaten und 
auf Gemeinschaftsebene geschlossen werden 
könnten, und entsprechende Aufstellung neuer 
Prioritäten. 

Artikel 4 

Die Schätzung des Mittelbedarfs zur Durchfüh-
rung der ersten Phase des COMETT-Programms in 
dem Zeitraum 1986 bis 1989 einschließlich beläuft 
sich auf 80 Mio. ECU. Diese Mittel sind auch für die 
Finanzierung der im Anhang beschriebenen An-
reiz- und Ergänzungsmaßnahmen bestimmt. Die 
Mittelschätzungen für den Zeitraum 1990 bis 1992 
werden in dem Zwischenbericht nach Artikel 6 vor-
genommen. 

Artikel 5 

Die Kommission führt das COMETT-Programm 
auf der Grundlage der im Anhang aufgeführten 
Maßnahmen durch. Die Kommission wird unter-
stützt von einem Ausschuß auf hoher Ebene, dem 
Sachverständige aus Hochschule und Wirtschaft 
angehören, und durch Berater. Der Ausschuß wird 
1986 mit der Aufgabe eingesetzt, die Kommission 
bei der Durchführung der im Anhang aufgeführten 
Maßnahmen zu beraten. Ein Jahresbericht über die 
Durchführung des COMETT-Programms wird von 
der Kommission dem Beratenden Ausschuß für die 
Berufsausbildung, der mit dem Beschluß 63/266/ 
EWG eingesetzt wurde, vorgelegt und auch soweit 
wie möglich anderen Gruppen oder Ausschüssen 
der Gemeinschaft, die im Bereich der Industrie-, 
Innovations- und Forschungspolitik tätig sind, zur 
Verfügung gestellt. Die Kommission sorgt dafür, 
daß dieses Aktionsprogramm und die geplanten 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten der Ge-
meinschaft miteinander in Einklang stehen und 
sich gegenseitig ergänzen. 

Artikel 6 

Die Kommission legt dem Rat und dem Europäi-
schen Parlament zum 31. Dezember 1988 einen Zwi-
schenbericht vor, in dem die in der ersten Phase 
(1986 bis 1989) erzielten Forschritte geprüft werden 
und den Leitlinien für die Durchführung der zwei-
ten Phase des Programms (1990 bis 1992) beigege-
ben werden. 

Geschehen zu Brüssel .. . 
Im Namen des Rates 
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Anhang zu dem Entwurf eines Beschlusses über das Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur 
Aus- und Weiterbildung im Technologiebereich (COMETT) 

1. Das COMETT-Programm umfaßt eine Reihe von 
Anreiz- und Ergänzungsmaßnahmen zur Förde-
rung der Zusammenarbeit zwischen Hochschule 
und Wirtschaft im Bereich der fortgeschrittenen 
Ausbildung. Diese Maßnahmen richten sich an 
Hochschulstudenten und -lehrer, an Ingenieure, 
an wissenschaftliches, technisches und kauf-
männisches Personal in der Wirtschaft, an hö-
here Techniker, an die Sozialpartner und an 
Ausbilder. 

2. In den Bereichen, in denen Gemeinschaftszu-
schüsse gewährt werden, werden die Vorhaben, 
die die Unterstützung der Gemeinschaft erhal-
ten sollen, auf der Grundlage ihres Wertes, des 
Ausmaßes, in dem sie zur Schaffung eines star-
ken Bewußtseins für die europäische Identität 
beitragen, ihrer innovatorischen Aspekte und ih-
rer Folgen für den Abbau der Schranken zwi-
schen Hochschule und Wirtschaft im Bereich 
der fortgeschrittenen Ausbildung sowie des po-
tentiellen Grads ihrer Auswirkungen ausge-
wählt. 

3. In der ersten Phase des COMETT-Programms 
(1986 bis 1989) werden folgende Maßnahmen 
durchgeführt: 

A. Unterstützung der Errichtung und des Funk-
tionierens eines europäischen Netzes von 
Ausbildungspartnerschaften Hochschule—
Wirtschaft, die folgendes vorsehen sollten: 

(i) eine Vereinbarung mit dem Ziel, den spe-
zifischen Bedarf an hochqualifizierten 
Humanressourcen durch das Zusam-
menwirken von Hochschule und Wirt-
schaft auf einer strukturierten und koor-
dinierten Grundlage unter Mitarbeit der 
ständigen öffentlichen Stellen zu dek-
ken; 

(ii) Durchführung einiger oder aller nachste-
hender Kooperationsmaßnahmen: Prak-
tika für Studenten und Hochschullehrer 
in der Wirtschaft; Abstellung von Fach-
kräften der Wirtschaft an Hochschulen; 
gemeinsame Entwicklung und Erstel-
lung von Lehr- und Lernmitteln; Zusam-
menarbeit bei der Veranstaltung speziell 
zusammengestellter Weiterbildungs- und 
Nachschulungsprogramme für Ausbil-
der, Führungskräfte und Fachkräfte der 
Wirtschaft, vor allem solche, die sich in 
der Mitte ihrer Berufslaufbahn befinden 
und die in kleineren und mittleren Be-
trieben tätig sind; 

(iii) eine Verpflichtung, mit anderen Mit-
gliedstaaten, die gleichartige Initiativen 

durchführen, Verbindungen herzustel-
len, um Studenten, Hochschullehrer und 
Fachkräfte der Wirtschaft aus anderen 
Mitgliedstaaten aufzunehmen und eine 
aktive Rolle im gemeinschaftsweiten 
Netz zur fachlichen Unterstützung, Be-
obachtung und Evaluierung zu überneh-
men. 

B. Spezifische Maßnahmen zur Förderung des 
grenzübergreifenden Austauschs von Stu-
denten, Lehrern und Fachkräften der Wirt-
schaft durch 

(i) Zuschüsse an Studenten für Betriebs-
praktika in einem anderen Mitglied-
staat, 

(ii) Zuschüsse an Hochschullehrer, die in 
spezialisierte Wirtschaftsbereiche abge-
stellt werden, 

(iii) Zuschüsse an Fachkräfte der Wirtschaft, 
die an Universitäten abgestellt werden. 

C. Unterstützung für die Planung, Entwicklung 
und Erprobung auf europäischer Ebene von 
gemeinsamen Ausbildungsvorhaben, die von 
im Bereich der Spitzentechnologien tätigen 
Firmen zusammen mit den entsprechenden 
Hochschulfachbereichen auf Gebieten durch-
geführt werden, auf denen ein Mangel an 
Schlüsselqualifikationen festgestellt wird. 

Unterstützung von fortgeschrittenen Ausbil-
dungslehrgängen zur raschen Weitergabe 
der Ergebnisse der Forschung und Entwick-
lung in den Spitzentechnologien an Hoch-
schullehrer und -studenten und die Wirt-
schaft. 

D. Unterstützung multilateraler Maßnahmen 
für Fernunterrichtssysteme, bei denen neue 
Technologien eingesetzt werden, mit beson-
derem Gewicht auf der Ausbildung der Aus-
bilder und Führungskräfte. 

E. Ergänzungsmaßnahmen der Kommission zur 
Förderung der Zusammenarbeit Hochschu-
le—Wirtschaft, einschließlich: 

(i) Errichtung einer Datenbasis; Verbrei-
tung von Informationen und Erfahrungs-
austausch, 

(ii) Netzvereinbarungen für Ausbildungs-
partnerschaften Hochschule—Wirtschaft, 

(iii) auf Gemeinschaftsebene Beobachtung 
und Analyse des Angebots an und der 
Nachfrage nach qualifizierten Arbeits-
kräften und vergleichende Analyse der 
Tendenzen und Themen, wie Steuervor- 
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schriften, Kooperationshindernisse und 
Ausbau der Anrechnung von „Krediten", 

(iv) Förderung von Rund-Tisch-Gesprächen 
mit leitenden Hochschul- und Wirt-
schaftsfachkräften, um die Möglichkei-
ten für eine Stärkung der Zusammenar-
beit und die Beseitigung der Hindernisse 
für die Zusammenarbeit zu prüfen. 

4. Die zweite COMETT-Phase (1990 bis 1992) wird 
dazu dienen, die in der ersten Phase eingeleite-
ten Maßnahmen zu konsolidieren und auszu-
bauen. Insbesondere ist vorgesehen: 

A. Stärkung der europäischen Dimension der 
Ausbildungspartnerschaften durch eine er-
hebliche Steigerung der Zahl der Koopera-
tionsvorhaben, die von den Ausbildungspart-
nerschaften in verschiedenen Mitgliedstaa-
ten durchgeführt werden; Einbeziehung 
neuer Initiativen in anderen Teilen der Ge-
meinschaft in das Netz; Förderung der Über-
tragung der gewonnenen Erfahrungen in die 
Hauptbereiche der verschiedenen Systeme 
eines jeden Mitgliedstaats. 

B. Anpassung und Ausweitung der gemein-
schaftlichen Austauschmaßnahmen im Rah-
men des COMETT-Programms im Lichte der 
Erfahrungen der ersten Phase und der Ver-
bindungen mit Forschungstätigkeiten auf 
Gemeinschaftsebene, um die Mobilität ande-
rer Gruppen von Studenten, Ausbildern, 
Hochschullehrern oder Fachkräften der Wirt-
schaft innerhalb der Zusammenarbeit Hoch-
schule—Wirtschaft zu fördern. 

C. Förderung weiterer gemeinsamer Ausbil-
dungsvorhaben der europäischen Wirtschaft 
unter Verwendung von Modellen und Anrei-
zen, die je nach den Erfahrungen in der er-
sten Phase gegebenenfalls abgewandelt wer-
den. 

D. Ausweitung der Fernunterrichtssysteme zur 
Verbesserung von Qualität und Angebot von 
Ausbildungsprogrammen und zur Stärkung 
der Zusammenarbeit im Bereich der Ausbil-
dung der Ausbilder und der Führungskräfte. 

E. Erweiterung der Vorkehrungen für den um-
fassenden Erfahrungsaustausch in diesem 
Bereich. 

Finanzbogen 

1. In Frage kommende Haushaltsstelle 

B 6303 

2. Rechtsgrundlage 

Artikel 128 des Vertrages 

Beschluß des Rates vom 2. April 1963 über die Auf

-

stellung allgemeiner Grundsätze für die Durchfüh

-

rung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbil-
dung. 

3. Vorgeschlagene Einstufung 

Nichtobligatorische Ausgaben 

4. Beschreibung der Maßnahmen 

4.1. Ziel 

— Verbesserung der Aus- und Weiterbildung in den 
neuen Technologien durch eine verstärkte Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschule und Wirt-
schaft innerhalb der Gemeinschaft. 

4.2. In Frage kommender Personenkreis 

— Hochschulstudenten und -lehrer; 

— Ingenieure, wissenschaftliche, technische und 
kaufmännische Führungskräfte der freien Wirt-
schaft, höhere Techniker, Sozialpartner; 

— Ausbilder. 

5. Art der Ausgaben und Berechnungsweise 

5.1. A rt  der Ausgaben 

— Errichtung eines europäischen Netzes von 
Ausbildungspartnerschaften Hochschule—Wirt-
schaft, Gewährung von Zuschüssen zur Aus- und 
Weiterbildung in einem anderen Mitgliedstaat 
der Gemeinschaft, gemeinsame Finanzierung 
von Vorhaben, an denen sich Gruppen verschie-
dener Mitgliedstaaten beteiligen, Kosten für 
Sachverständigen- und Berateraustausch, Semi-
nare, Kolloquien und Berichte, Errichtung einer 
Datenbasis, verschiedene Dienstleistungen und 
Sekretariatsarbeiten, logistische und fachliche 
Unterstützung. 

5.2. Berechnungsweisen (erste Phase 1986 bis 1989) 

A. Ausbildungspartnerschaften 
Hochschule—Wirtschaft 

— Der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft soll 
sich auf die Anlaufkosten beschränken, die im 
Rahmen der Ausbildungspartnerschaften bei 
der Entwicklung von Tätigkeiten mit einer euro-
päischen Dimension entstehen wie: die Einset-
zung Europäischer Korrespondenten und die 
Durchführung von Besuchen zur Herstellung 
von Verbindungen zwischen den Ausbildungs-
partnerschaften sowie ganz allgemein zur Her-
beiführung einer grenzübergreifenden Zusam-
menarbeit und eines Erfahrungsaustausches. 
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— Der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft zu den 
einzelnen Ausbildungspartnerschaften soll sich 
auf 50 % der zuschußfähigen Kosten beschrän-
ken, mit einer Höchstgrenze von jährlich 50 000 
ECU. Es wird vorgeschlagen, in der ersten Phase 
1986 bis 1989 schrittweise mindestens 150 dieser 
Ausbildungspartnerschaften innerhalb der Ge-
meinschaft miteinander in Verbindung zu brin-
gen. *) 

B. Gemeinschaftliche Austauschprogramme Hoch-
schule—Wirtschaft 

B.1. 

Studentenaustausch und Praktika in Unternehmen 
mit Standort in anderen Mitgliedstaaten (sechs Mo-
nate) 

— Der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft soll 
sich auf die mit dem Auslandspraktikum ver-
bundenen Mobilitätskosten (Reisekosten: 500 
ECU; Unterhaltsgeld: 3 000 ECU) sowie auf die 
im Zusammenhang mit der Vorbereitung und 
Überwachung der einzelnen Praktika entstehen-
den Gemeinkosen (500 ECU) beschränken, d. h. 
4 000 ECU. 

— Es wird damit gerechnet, daß 1987 2 000 Hoch-
schulabsolventen in ein Praktikum vermittelt 
werden, 1988 3 000 und 1989 5 000, d. h. 10 000 ins-
gesamt. 

B.2. 

Zuschüsse für Hochschullehrer zur Erweiterung ih-
rer Wirtschaftserfahrungen in Unternehmen mit 
Standort in anderen Mitgliedstaaten 

— Der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft soll 
sich auf die mit dem Auslandsaufenthalt (durch-
schnittlich sechs Monate) verbundenen Mobili-
tätskosten beschränken, h. auf 9 000 ECU (Rei-
sekosten: 1 000 ECU, Unterhaltsgeld: 7 500 ECU, 
Dokumentation: 500 ECU), zusätzlich eines Bei-
trags zur Unterstützung der Hochschulen bei 
der Beschaffung von Ersatzlehrkräften für die 
Hochschullehrer, die an diesem Programm teil-
nehmen, d. h. zur Deckung der Kosten für diese 
Ersatzkräfte, mit einer Höchstgrenze von 3 000 
ECU je Teilnehmer — d. h. 12 000 ECU insge-
samt. 

— Als Jahresmindestziel sollen 1987 50 Hochschul-
lehrer an dem Programm teilnehmen, im Jahre 
1988 100 und im Jahre 1989 200, d. h. 350 insge-
samt. 

B.3. 

Zuschüsse für ein europäisches Austauschpro-
gramm für Fachkräfte der Wirtschaft (durchschnitt-
lich 2 Quartale) 

*) Das Jahresmindestziel sind 40 im Jahre 1987, 60 im 
Jahre 1988 und 100 im Jahre 1989. 

— Der Beitrag der Gemeinschaft soll sich auf die 
mit dem Austauschaufenthalt verbundenen Mo-
bilitätskosten beschränken, d. h. 9 000 ECU, zu-
sätzlich einer Beteiligung an den Kosten für die 
Beschaffung von Ersatzkräften, mit einer 
Höchstgrenze von 3 000 ECU je Teilnehmer — 
d. h. 12 000 ECU insgesamt; 

— im Jahre 1987 sollen 50 Studienaufenthalte an-
geboten werden, im Jahre 1988 100 und im Jahre 
1989 200, d. h. 350 insgesamt. 

Die mit diesem Programm verbundenen Verwal-
tungsarbeiten sollen an geeignete Stellen vergeben 
werden, die sich bereits mit internationalen Aus-
tauschprogrammen im Bildungsbereich befassen 
(nicht über 10 % der Gesamtkosten der Ausstausch-
programms). 

C. Gemeinsame Ausbildungsvorhaben mit der Be-
teiligung von Unternehmen verschiedener Mit-
gliedstaaten 

— Der Beitrag der Gemeinschaft zu diesen Ausbil-
dungsvorhaben soll 35 % der Gesamtkosten 
nicht überschreiten, die entstehen für: 

1. die gemeinsame Planung und Entwicklung 
der erforderlichen Lehr- und Lernmittel; 

2. die laufenden Kosten der Ausbildungslehr-
gänge, einschließlich der Verbreitung neue-
ster Forschungsergebnisse. 

Der Gemeinschaftsbeitrag soll 500 000 ECU je 
Maßnahme nicht überschreiten. 

— Es wird davon ausgegangen, daß in der Zeit von 
1987 bis 1989 mindestens drei Vorhaben jährlich 
finanziert werden. 

D. Entwicklung europäischer Fernunterrichtssy-
steme und Ausbildung der Ausbilder 

— Der Beitrag der Gemeinschaft zu diesen Ent-
wicklungsarbeiten soll 50 % der Gesamtkosten, 
die bei der gemeinsamen Entwicklung der spe-
ziellen multilateralen Vorhaben entstehen, nicht 
überschreiten, mit einer Höchstgrenze für den 
Beitrag der Gemeinschaft von 400 000 ECU je 
Maßnahme. 

— Es wird erwartet, daß in der Zeit von 1987 bis 
1989 mindestens drei Vorhaben jährlich in An-
griff genommen werden. 

E. Stützungsmaßnahmen und Erfahrungsaustausch 
innerhalb der Gemeinschaft 

— Durch vergleichende Untersuchungen, Erhebun-
gen, Kolloquien und Studienaufenthalte soll die 
Gemeinschaft eine Reihe von Tätigkeiten unter-
stützen, die auf eine verstärkte Effizienz der 
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Maßnahmen und Initiativen abzielen, die im Be-
reich der Zusammenarbeit Hochschule-Wirt-
schaft zur Förderung der Aus- und Weiterbil-
dung entwickelt werden. Teil des Informations-
und Erfahrungsaustausches sollen eine laufende 
Beobachtung von Angebot und Nachfrage am 
Arbeitsmarkt für hockqualifizierte Arbeitskräfte 
und die Unterstützung einer gemeinschaftswei

-

ten Koordinierung der Verbindungsbeamten in-
nerhalb der Ausbildungspartnerschaften sein. 
Durch die Externvergabe von Verträgen sollen 
auch Vorkehrungen für eine sachkundige fachli-
che und logistische Unterstützung getroffen 
werden, die für die Durchführung der ersten 
Phase des COMETT-Programms und ihre Eva-
luierung erforderlich ist. 

6. Finanzielle Auswirkungen der Maßnahmen auf die Interventionsmittel 

Ausgaben in Mio. ECU 

Art der Ausgaben 1986 1987 1988 1989 1987 bis 1989 
ingesamt 

A. Ausbildungspartnerschaften 	 2,0 5,0 7,5 14,5 

B. Gemeinschaftliche Austausch- 
programme 	   
- Studenten 	   8,0 12,0 20,0 
- Hochschullehrer 	  0,6 1,2 2,4 
- Fachkräfte der Wirtschaft   0,6 	10,0 1,2 	15,8 2,4 	27,2 53,0 
- Verwaltungstechnische  

Durchführung 	   0,8 1,4 2,4 

C. Gemeinsame Ausbildungs- 
vorhaben 	  Vorbereitungsmaßnahmen 1,5 1,5 1,5 4,5 

D. Europäische Fernunterrichts-  
systeme und Ausbildung der  
Ausbilder 	  1,2 1,2 1,2 3,6 

E. Stützungsmaßnahmen und 
Erfahrungsaustausch 	 1,5 1,6 1,7 4,8 

Insgesamt 	 1,0 16,2 25,1 39,1 80,4 

6.1. Anteil der Finanzierung aus Gemeinschaftsmitteln 

Unterschiedlich nach Maßgabe der im Rahmen der 
ersten Phase des COMETT-Programms eingeleite-
ten Aktionen. 

6.2. Finanzierungsmodalitäten für 1986 

Es wurde die Schaffung eines neuen Postens 
(B 6303) mit einer Erstausstattung in Höhe von 
1.0 Mio. ECU (Vorbereitungsphase und Planung) be-
antragt. 

- nichtgetrennte Mittel. 

7. Finanzielle Auswirkungen auf die Mittel für 
Personal und Verwaltung 

Von 1986 an erforderliches Personal 

1 A3 
4 A 7/4 	davon zur Zeit 0 
3B 
3C 

Die Aufgaben des Personals können wie folgt ana-
lysiert werden: 

A 3: 
Koordinierung und Überwachung des Aktionspro-
gramms als Ganzes. 

1 A 7/4: 
Organisation des europäischen Netzes von Ausbil-
dungspartnerschaften Hochschule-Wirtschaft und 
des sich daraus ergebenden Erfahrungsaustauschs; 
Analyse der Verwaltungs- und Steuerhemmnisse 
für die Zusammenarbeit Hochschule-Wirtschaft; 
Veranstaltung von Rundtischgesprächen für Hoch-
schullehrer und Führungskräfte der Wirtschaft und 
des Europäischen Forums für Verbindungsbeamte 
Hochschule-Wirtschaft. 

1 A 7/4: 
Organisation der gemeinschaftlichen Zuschußsy-
steme für Studenten, Hochschullehrer und Fach-
kräfte der Wirtschaft; 
Überwachung der Qualität der Vereinbarungen für 
die Auslandsvermittlung von Studenten und Fach-
kräften sowie Analyse der von den Mitgliedstaaten 
und der Wirtschaft getroffenen Maßnahmen zur 
Förderung dieser Entwicklung. 

1 A 7/4: 
Organisation der gemeinsamen Ausbildungsvorha

-

ben, die auf der Grundlage einer Abstimmung mit 
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der Wirtschaft zu planen sind, sowie der besonde-
ren fortgeschrittenen Ausbildungslehrgänge zur 
Verbreitung der Ergebnisse der FuE; 
Errichtung einer Datenbasis über die Zusammenar-
beit Hochschule-Wirtschaft und Überwachung des 
Angebots an und der Nachfrage nach hochqualifi-
zierten Arbeitskräften. 

1 A 7/4: 

Entwicklung von Maßnahmen zur Nutzung der 
Fernunterrichtssysteme und zur Förderung der 
multilateralen Zusammenarbeit bei der Herstellung 
von Ausbildungsmaterialien; 
Ermittlung des spezifischen Ausbildungsbedarfs 
der kleinen und mittleren Unternehmen sowie der 
Unternehmen im Bereich der Spitzentechnologie; 

Durchführung von Maßnahmen zur Ausbildung von 
Ausbildern und Führungskräften. 

2 B: 
Herbeiführung von Verträgen im Rahmen des 
COMETT-Programms; 
Finanzkontrolle aller Maßnahmen. 

1 B: 
Vorarbeiten für Veröffentlichungen, verwaltungs-
technische Unterstützung bei allen Sitzungen, ein-
schließlich der Sitzungen des Beratenden Aus-
schusses und des Beratenden Ausschusses für die 
Berufsbildung. 

3 C: 
Sekretariatsarbeiten. 



Drucksache 10/4298 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Bericht der Abgeordneten Frau Pack 

1. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
hat dem Rat den Vorschlag für einen Beschluß über 
ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Aus-
und Weiterbildung im Technologiebereich — CO

-

METT (1986 bis 1992) vorgelegt. Ziel des Pro-
gramms ist es, grenzübergreifend die Zusammenar-
beit zwischen Hochschule und Wirtschaft zu stär-
ken, die Grundausbildung der Studierenden und die 
Weiterbildung von Graduierten und Hochschulab-
solventen zu verbessern und die Weiterbildung von 
Fach- und Führungspersonal zu fördern. Das Pro-
gramm soll bestehende Gemeinschaftsprogramme 
zur Einführung der neuen Technologien im Bereich 
der Berufsbildung (Entschließung des Rates vom 
2. Juni 1984) und des Bildungswesens (Entschlie-
ßung des Rates und der im Rat vereinigten Minister 
für Bildungswesen vom 19. September 1984) ergän-
zen. Es tritt neben die bereits bestehenden umfang-
reichen technologischen Fachprogramme (z. B. 
ESPRIT, RACE, BRITE) und will durch die Ent-
wicklung der erforderlichen berufsfachlichen Quali-
fikationen zu deren Realisierung beitragen. 

Das Programm umfaßt folgende Maßnahmen: 

— Schaffung und Ausbau eines europäischen Net-
zes von Ausbildungspartnerschaften Hochschu-
le/Wirtschaft zum Zwecke einer grenzübergrei-
fenden Zusammenarbeit insbesondere in den 
folgenden Bereichen: Organisation von Praktika 
in Unternehmen; Austausch von Personal, von in 
der Ausbildung stehenden Personen sowie von 
Ausbildern aus anderen Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft: Entwicklung grenzübergreif ender 
Kooperationsvorhaben; 

— spezifische Maßnahmen zur Förderung des 
grenzübergreifenden Austauschs von Studenten, 
Hochschullehrern und Fachkräften aus der 
Wirtschaft durch Zuschüsse; 

— Unterstützung für die auf europäischer Ebene 
erfolgende Planung, Entwicklung und Erpro-
bung von gemeinsamen Vorhaben im Bereich 
der Fortbildung, die gemeinsam von verschie-
denen Firmen in Verbindung mit den betreffen-
den Hochschulen auf Gebieten durchgeführt 
werden, die die neuen Technologien betreffen; 

— Unterstützung multilateraler Maßnahmen für 
die Entwicklung von Multimedia-Unterrichtssy-
stemen, bei denen neue Informations- und Kom-
munikationstechnologien eingesetzt werden; 

— Ergänzungsmaßnahmen der Kommission (u. a. 
Informations- und Erfahrungsaustausch). 

2. 

Der Vorschlag der Kommission wurde am 26. Sep

-

tember 1985 durch Drucksache 10/3909 (Nr. 10) an 
den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft zur 

federführenden, den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den Aus-
schuß für Forschung und Technologie und den 
Haushaltsausschuß zur mitberatenden Behandlung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage einmü-
tig bei einer Enthaltung des Mitglieds der Fraktion 
DIE GRÜNEN zur Kenntnis genommen. Der Aus-
schuß für Forschung und Technologie hat die Vor-
lage bei Bedenken gegen Einzelpunkte zur Kennt-
nis genommen. Der Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung hat auf eine Beratung der Vorlage verzich-
tet. Der Haushaltsausschuß hat die Beratung der 
Vorlage noch nicht abgeschlossen; falls er zu einem 
vom Beschluß des federführenden Ausschusses ab-
weichenden Votum kommt, wird gesondert berich-
tet. 

3. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat die 
Vorlage am 13. November 1985 beraten und mit 
Mehrheit (CDU/CSU, FDP) die vorstehende Be-
schlußempfehlung verabschiedet, in der er sich da-
für ausspricht, das neue Programm grundsätzlich 
zu unterstützen, bei seiner Umsetzung allerdings 
bestimmte Maßgaben zu beachten. 

Bei seiner Beschlußfassung ist der Ausschuß von 
einer Fassung des eigentlichen Beschlußvorschla-
ges 1) ausgegangen, die gegenüber der ihm überwie-
senen Vorlage zum Teil erheblich verändert ist 2). 
Die Änderungen sind das Ergebnis zahlreicher 
Beratungen auf nationaler und internationaler 
Ebene. 

In dieser Fassung passen die generellen Zielsetzun-
gen des Programms (Austausch zwischen Hoch-
schule und Wirtschaft; Förderung des Auslandsauf-
enthalts) sich sowohl in die Politik des Bundes als 
auch in die jeweiligen Bemühungen der Länder ein. 
In der Verbindung grenzübergreifender Austausch-
maßnahmen zwischen Hochschulen und Wirtschaft 
sieht das Programm eine bisher nicht hinreichend 
abgedeckte europäische Komponente dieser Zu-
sammenarbeit vor. 

Für eine Unterstützung des Programms sprechen 
nach Auffassung des Ausschusses auch diese Über-
legungen: 

— Die in dem Programm angestrebten beruflichen 
Qualifikationsprozesse sind für die Realisierung 
der erwähnten technologischen Programme un-
entbehrlich. 

— Zur Konzeption dieser technologischen Pro-
gramme gehört eine Verstärkung der fachlichen 
Zusammenarbeit auf der europäischen Ebene, 

1) (Seite 18 dieser Drucksache) 
2) (Fassung auf Grund der Sitzung der Ad-hoc-Gruppe 

COMETT vom 11. November 1985.) 
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und diese erfordert auch bei der Vermittlung der 
notwendigen Qualifikationen eine grenzüber-
schreitende Kooperation zwischen Hochschule 
und Wirtschaft. 

Die Beschlußempfehlung fordert die Bundesregie-
_ rung allerdings auf, bei der Umsetzung des Pro-
gramms folgende Maßnahmen zu beachten: 

— Das Schwergewicht der Maßnahmen soll bei den 
Programmteilen B (Austausch von Studenten, 
Wissenschaftlern und Fachkräften aus Industrie 
und Wirtschaft) und C (Europäische Fortbil-
dungsmaßnahmen in Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen und Hochschulen) liegen. Dieser 
Schwerpunktsetzung soll auch die Aufteilung 
der vorgesehenen Finanzmittel entsprechen. 

— Für die Aufbringung der nationalen Komple-
mentärmittel, die für eine angemessene deut-
sche Beteiligung erforderlich sind und die von 
Bund, Ländern und Wirtschaftsunternehmen 
aufzubringen sind, soll die Bundesregierung in 
Zusammenarbeit mit den Ländern sorgen. 

— So klein wie möglich soll der Aufwand für Orga-
nisation und Verwaltung des Programms gehal-
ten werden. Dabei soll gewährleistet sein, daß 
der Sachverstand der Regierungen der Mitglied-
staaten, die Hochschulen selber und bewährte 
nationale Mittlerorganisationen bei der Durch-
führung des Programms beteiligt werden. 

Hinsichtlich der Kosten des Programms geht der 
Ausschuß davon aus, daß bei einer angemessenen 
Ausschöpfung der aus deutscher Sicht vorrangigen 
Programmteile B und C (Austausch von Studenten, 
Wissenschaftlern und Fachkräften; Fortbildungs-
maßnahmen) aus dem EG-Etat ca. 6 bis 7 Mio. DM 
jährlich auf die Bundesrepublik entfallen. Die für 
eine angemessene deutsche Beteiligung notwendi-
gen nationalen Komplementärmittel sind niedriger 
zu veranschlagen, da für einen Teil der im Pro-
gramm vorgesehenen Aktivitäten seitens der Kom-
mission Féstbetragsförderungen vorgesehen sind, 
die alleine schon ausreichen. 

4. 

Die Fraktion der SPD hat sich bei der Abstimmung 
über die Beschlußempfehlung der Stimme enthal-
ten. Nach ihrer Auffassung wirft das von der Kom-
mission vorgelegte Programm eine Reihe von Fra-
gen auf, die in der Kürze der zur Verfügung stehen-
den Zeit nicht befriedigend hätten geklärt werden 
können; eine Zustimmung des Bundestages zum 
Programm sei daher mit erheblichen Unsicherhei-
ten behaftet. 

Ihre Zweifel stützt die SPD vor allem auf folgende 
Fragen: 

— Wie verhält sich das Programm zum EUREKA

-

Konzept? 

— Können die erforderlichen Komplementärmittel 
im Haushalt des Bundesministeriums für Bil-
dung und Wissenschaft etatisiert werden, ohne 
daß dies zu Lasten anderer Aufgaben des Mini-
steriums geht? 

— Ist es eine richtige bildungspolitische Entschei-
dung, ein Programm zu akzeptieren, das aus-
schließlich Kooperation im Bereich der Hoch-
technologie vorsieht? Muß eine europäische For-
schungskonzeption nicht auch die Geistes- und 
Gesellschaftswisssenschaften einschließen? 

— Wie können die Zuständigkeit der Länder und 
die Autonomie der Hochschulen bei der Umset-
zung des Programms angemessen bewahrt wer-
den? 

Die Bundesregierung hat im Ausschuß zu diesen 
Bedenken wie folgt Stellung genommen: 

— Das COMETT-Programm ist nicht eine Fortset-
zung des EUREKA-Konzepts; EUREKA ist ein 
Forschungsprogramm, COMETT betrifft den Be-
reich der Aus- und Fortbildung. 

— Die nationalen Komplementärmittel sollen in er-
ster Linie von denjenigen aufgebracht werden, 
die von dem Programm Gebrauch machen, also 
von den Hochschulen und von der Wirtschaft. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Länder für das Programm zu gewinnen sind. 

— Die Entwicklung einer europäischen For-
schungspolitik darf sich nicht auf den Bereich 
der Hochtechnologie beschränken; sie muß auch 
die Geistes- und Gesellschaftswissenschaften 
einbeziehen. In dieser Richtung muß die euro-
päische Kooperation weiter verbessert werden. 

5. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat die Beschlußemp-
fehlung abgelehnt. Sie sieht in dem Programm der 
EG eine weitere Ausrichtung von Hochschulqualifi-
kationen auf die Forschungspolitik der Bundesre-
gierung, die sich an Wirtschaftsförderung, Export 
und Hochtechnologie orientiere. Hier liege aber 
nicht die Aufgabe der aus öffentlichen Mitteln ge-
förderten Hochschulen. Für die Verwendung der 
vorgesehenen Mittel gebe es wichtigere Alternati-
ven im sozialen und ökologischen Bereich und auf 
dem Gebiet „sanfter" Technologien. 

Bonn, den 13. November 1985 

Frau Pack 

Berichterstatter 








